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Zlusere KriegsunterßiitzüngsKasse
hat durch freiwillige Beiträge 28 061,90 Mk. verein¬

nahmt. Davon wurden bis zum 1. Oktober d. I. an

Unterstützungen 17 538 Mk., zu/Auszahlung ange-

wiesen. Viel Not und Elend konnte durch die Opfer-

Willigkeit der Mitglieder gemildert werden. Ein geWitz

erftculiches Zeichen. Jn der nächsten Zeit werden

jedoch grötzere Ansprüche an die Kriegsunterstützungs¬

kasse gestellt werden. Das Weihnachtsfest rückt

immer näher, während der furchtbare Weltkrieg noch

nicht seiit Ende erreicht hat. Viel Not ist vorhanden,

die zu lindern unsere Pflicht ist. Das Fest der Liebe

mutz für uns wieder ein besonderer Anlatz sein, unserer

Bedürftigen zu gedenken. Auch in diesem Jahre wollen

wir den Angehörigen der verheirateten Kriegsteil¬

nehmer und den stellenlosen Mitgliedern eine bare

Unterstützung zukommen lassen. Die in der Kriegs¬

unterstützungskasse vorhandenen Mittel reichen jedoch

bei weitem, nicht aus. Die Anzahl dcr zum Kriegs¬

dienst eingezogenen Mitglieder hat sich mehr als ver¬

doppelt. Wir zählten bereits am 31. Juli d. I. 5126

Kriegsteilnehmer., Durch die Einziehung des unaus-

ssebildeten Landsturms steigt diese Zahl andauernd.

'Es mutz für unsere Kolleginnen und Kollegen,

die das Glück haben, ihrer friedlichen Arbeit nachzu¬

gehen, eine Ehre und Genugtuung sein, da helfend

einzugreifen, wo die Not vor der Türe steht. Darum

gebe jeder, was in seinen Kräften steht. Jede Kol¬

legin, jeder Kollege mutz es als eine Ehrenpflicht be¬

trachten, an jedem Zahltage von dem Gehalt einen,

wenn auch kleinen, Betrag der Kriegsunterstützungs-

lasse zuzuführen. Das in unserem Verbände bewährte

Solidaritätsgefühl mutz auch diesmal durch Opfer¬

freude und Hilfsbereitschaft zum Ausdruck kommen.

Die Ortsgruppenvorstände ersuchen wir, die ein¬

gesammelten freiwilligen Beiträge in Zwischenpausen
von höchstens 14 Tagen an die Hauprkasse einzusenden.

Zentralverband der Handlungsgehilfen.
Der Vorstand:

I. A.: Otto Urban.

Gegen die Haarspalterei in der Sozialpolitik.
Das Schiedsgericht für Angestelltcnversicherung

hat am 30. August 1915 entschieden, daß die Ver¬

käuferinnen eines in Forin einer eingetragenen Ge¬

nossenschaft bestehenden Konsumvereins nicht als

Handlungsgehilfen anzusehen und daher auch nicht
nach dem Versichcrungsgesetz für Angestellte versiche¬
rungspflichtig feien. Das Schiedsgericht hat damit

cinen Standpunkt eingenommen, der sowohl den Auf¬
fassungen des Direktoriums dcr Reichsversicherungs¬
anstalt für Angestellte, des Rentenausschusses wie auch
der beteiligten Genossenschaften und der Genossen-
schaftsverkäuferillnen widerspricht.

Der Zentralverband deutscher Konsumvereine, die

Organisation der betreffenden Genossenschaftsbetriebe,
vertritt die Auffassung, datz sämtliche Konsumvereins-
verkäuferinnen der Angestellteuversicherungspflicht
unterliegen. Dieselbe Rechtsauffassung teilt unser

Zentralverband der Handlungsgehilfen, dem zahlreiche
Genossensclxaftsangestellte angehören.

Das Versicherungsgesetz für Angestellte erklärt in

8 1 Ziffer 3 alle „Handlungsgehilfen" für versiche¬

rungspflichtig. Es besteht kein Zweifel, datz auch
die Verkäuferinnen der in Forin von eingetragenen
Genossenschaften bestehenden Konsumvereine Hand¬

lungsgehilfen sind. Das ist ständige Rechtsprechung
der Kaufmannsgerichte.

Das Schiedsgericht für die Angestclltenversiche-
riliig Will die Verkäuferinnen der eingetragenen Ge¬

nossenschaften in Geinätzheit einer Entscheidung des

Oberschiedsgerichts um deswillen nicht als Handlungs¬

gehilfen anerkennen, weil in der Begründung des An¬

gestelltenversicherungsgesetzes gesagt sei, datz sich aus

8 59 des Handelsgesetzbuches ergebe, wer „Handlungs¬

gehilfe" ist. Die Genossenschaftsverkäuferinnen seien
aber nicht direkt auf Grund jenes s 59, sondern erst in

Geinätzheit des s 17 des Genossenschaftsgesetzes als

Handlungsgehilsen anzusehen, da dieser vorschreibe,

datz das Handelsgesetzbuch auf das Arbeitsverhältnis
der Genofsenschaftsangestellten Anwendung findet.

Bei Schaffung des Gesetzes hat niemand daran

gedacht, eine solche Unterscheidung bei den Handlnngs¬

gehilsen vorzunehmen. Angestelltenversicherungs-

pflichtig sollten alle Handlungsgehilfen sein. Der

besondere Hinweis in der Begründung des Gesetz¬

entwurfes, datz der H 59 des Handelsgesetzbuches er¬

kennen lasse, wer als Handlungsgehilfe anzusehen sei,

hatte den Zweck, die Art der Dienste zu kennzeichnen,

die dem Dienstverpflichteten die Eigenschaft eines

Handlungsgehilfen verleihen. Es wnrde aber mit

dem Hinweis nicht bezweckt, einen Teil der Handlnngs-

gehilfen von der Versicherungspflicht auszuschlieszcn.

Da nnn die Entscheidung des Schiedsgerichtes

der Angestelltenversicherung endgültig ist, hat stch der

Zentralverband der Handlungsgehilfen mit dein Er¬

suchen an den Bundesrat und den Reichstag gewendet,

die durch das betreffende Schiedsgerichtsurteil er¬

schütterte frühere Rechtslage wieder. herzustellen und

Vorsorge zu treffen, datz die von den beteiligten An¬

gestellten bisher erworbenen Ansprüche gesichert
bleiben.

«ine wichtige sozialpolitische Frage
ist gerade jetzt die Stellenvermittlung. Die durch den

Krieg hervorgerufenen wirtschaftlichen Umwälzungen

haben das Interesse der Allgemeinheit in stärkerem

Matze, als das je zuvor der Fall gewesen ist, auf

den Arbeitsmarkt gelenkt.
-

Unter diesen Umständen haben die Bestrebungen
der Arbeiter nnd Angestcllten auf eine gesetzliche Re¬

gelung der Stellenvermittlung, auf dic Schaffung

öffentlich-rechtlicher Stellenvermittlungen durch die

Gemeinden, eine erhöhte Beachtung gefunden. Des¬

wegen aber setzen sich diejenigen, die eine Verbesserung

des Arbeitsnachweiswesens hintertreiben wollen, un:

so entschiedener gegen die erstrebten Neuerungen zur

Wehr. Jm H a n d e l s g e w e r b e ist es besonders

der Verband Deutscher Handlungsgehilsen, der eine

geordnete Stellenvermittlung nicht aufkommen lassen

will. Da er aber weist, wie sehr die Notwendigkeit

eines geordneten Arbeitsnachweises für die Handlungs¬
gehilfen im Deutschen Reiche empfunden wird, hat er

in Verbindung mit einigen kleineren Vereinen eine

Einrichtung getroffen, diedcrQeffentlichkeit
vortäufcheil soll, als ob der Avbeitsinarkt der

Handlungsgehilfen hinreichend geordnet sci. Er gau¬

kelt der Oeffcntlichkeit gowisserinatzen Potemkinsche
Dörfer vor. Durch Mitteilungen in den Tages¬

zeitungen nnd durch zahlreiche Eingaben an Behörden

sucht cr dcn Eindruck zll erwecken, als ob die von ihm

gegründete „Gemeinnützige kaufmännische Stellenver¬

mittlung für Deutschland" das sei, was die Handlungs¬
gehilfen brauchen. Jn Wirklichkeit ist das cinc Ein¬

richtung, die wcdcr den Neunen einer Stellen-

vermNtlung noch die Bezeichnung gemein¬
nützig verdient. Sie besteht vielinehr nnr in einer

regelmäßig erscheinenden gedruckten Stellen-

listc. Wir haben die Art, wie diese „Stellenver¬

mittlung" betrieben wird, schon einmal geschildert,
möchten es aber im nachfolgenden noch einmal tun,

weil der Verband Deutscher Handlungsgehilsen sich
immer wieder bestrebt zeigt, einen ganz falschen Ein¬

druck über den Wert scincr Einrichtung zu erwecken.

Diese Liste — die die Stellensuchenden zum Preise
von einer Mark für zehn aufeinanderfolgende Aus¬

gaben beziehen könncn und die an verschiedenen stel¬

len zur freien Einsicht aiisliegt — enthält'diejenigen
Stellen, die von Geschäftsinhabern oder durch Ge¬

hilfen aufgegeben werdcn. Es handelt sich also nicht
nur um Besetzungsanfträge durch die Geschäftsinhaber
selbst, sondern auch nin Mitteilungen von nngcblich
offenen Stellen, bei denen der betreffende Geschäfts¬
inhaber gar nicht daran denkt, fie durch die „Gemein¬

nützige Stellenvermittlung" zu besetzen, sondcrn sie
durch Zeitungsanzeige oder auf andere Weise besetzt
und in nicht seltenen Fällen auch schon besetzt hat, ehe
die Stellenliste überhaupt erscheint. Aber auch dic

Stellen, die von den Geschäftsinhabern selbst einem

der an der Herausgabe beteiligten Vereine aufgegeben
werden, sind öfter schon besetzt, ehe die Stellenlistc in

die Hände der Stellesnchenden gelangt. Denn ver¬

nünftigerweise besetzt ein Geschäftsinhaber dic

Stellung bei der nächsten passenden Gelegenheit und

wartet nicht, bis der umständliche Geschäftsgang der

Stellenliste erledigt ist. Um zn zeigen, datz dicse „Ge¬

meinnützige kaufmännische Stellenvermittlung" sowohl
für die Geschäftsinhaber als auch für die HaiidlungS'
gehilfen höchst zweifelhaften Wertes ist, machen wir

darauf aufmerksam, ivie die stcllesncheudcn Handlungs¬
gehilfen auf Grnnd der Stellenlistc von den offenen
Stellen Kenntnis erhalten und wie sie mit den Ge¬

schäftsinhabern in Verkehr treten. Die Stellenlistc
enthält z. B. folgende Angaben:

Buch., Spedition, Schwaben, sof,
Buchh., Kolonialw., Porzellan, Baden, bald.

Buchh., :Nöbelindustrie, Badcn, bald.

Buchh,, f, amerikanische Buchf,, Korresp,, Tuche, Manuf.,
Aussteuer, Kons., Württemberg, 1440/1080, sof.

Buchh,, Elektrotechn., Jnstallat., Hessen, gesetzten Alters.

1800/2100, 1.7.

Buchh., Disponent, Spedition, Hessen, Geschäftsführer
,vertreten, bald.

Der stellefuchende Hanölungsgehilfe wendet sich
nunmehr unter Beifügung von Rückporto on cinen an

der Herausgabe der Stellenliste beteiligten kauf¬

männischen Verein und läßt sich die Adressen dcr be¬

treffenden Firmen angeben. Es werden ihm jedoch
nicht mehr als fünf solcher Adressen auf einmal mit¬

geteilt. Alle stellesuchenden Bezieher der Stellenliste
lassen sich süns solcher Adressen angeben. Nun ent¬

wickelt sich unter diesen Beziehern der Stellenliste ein

Wettschreiben um die ihnen mitgeteilten offenen
Stellen, von denen sie wegen der kümmerlichen An¬

gaben gar nicht wissen können, ob die Posten für fic

Passen. Eine Menge Zeit, Mühe nnd Porto wird

gleichzeitig von einer ganzen Reihe von Handlungs¬
gehilfen aufgewendet, um eine solchc Stelle zu er¬

langen, die vielleicht inzwischen längst besetzt ist.
Die „Gemeinnützige kaufmännische

Stellenvermittlung" entspricht also
keineswegs den Ansprüchen, die sowohl
von Geschäftsinhabern als auch von den Handlungs¬
gehilfen an eine solche Einrichtung gestellt werdcn

müssen.
Die „Gemeinnützige kaufmännische Stellenver¬

mittlung" unternimmt es, sich die Zuneigung dcr amt¬

lichen Körperschaften niit dem Hinweis zil erwerben,

datz sie für die Unterbringung der kricgsbcschädigten
Handlungsgehilfen während dcs Kricgcs tätig scin
wolle, wie sie auch für dic Unterbringung der bci

Kriegsende zuriickkchrcndcn Feldzilgsteilnchmcr be¬

sorgt sein will. Ans unserer Schilderung ergibt sich,

datz die „Gemeinnützige kaufmännische Stcllcnvcr¬

mittlnng" auch für dicsc Zwecke gor nicht gccignct ist.
Es ist daher erforderlich, datz alle diejenigen, denen

eine wirkliche Regelimg des kaufmännischen Arbeits-

marktes am Herzen liegt, nach ivie vor dafür ein¬

treten, daß von den größeren Gemeinden odcr Gc-

ineindeverbändcn öffentlick-rechtlichc Stellenvermitt¬

lungen unter Mitwirkung von Geschäftsinhabern und

Handlungsgehilfen geschaffen werden, die eine indivi¬

duelle Behandlung sowohl der stellcsnchenocn Hand¬
lungsgehilfen als auch der Stellenangebote ermög¬
lichen.

Wir müssen dcr Ocffcntlichkcit sagen, daß der

Verband Deutscher Handlliiigsgchilscil c i n c r s c i t s

behauptet, die Stellciivcrinittliing für Handlungsge¬
hilfen müsse viel individnellcr gchandhäbt ivcrdcn als

,

die der Arbeiter. Dicse Behailptnug verbreitet cr, nm

den Glauben zu erwecken, daß die von den Gcmeinden

zn errichtenden Arbeitsnachweise deil Bedürfnissen dcr

Handlungsgehilfen nicht entsprechen könncn. An¬

derseits aber will derselbe Verband Deutscher

HandlttngSgchilfcn mit scincr Stcllenliste, die ganz

und gar nicht ans di e persönlichen Be¬

dürfnisse il n d Eigenschaften dc r H a n d-

lnngsgehilfen zugeschnitten ist, jede
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Verbesserung auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung
vereiteln. In Wirklichkeit handelt es sich für die an

der „Gemeinnützigen kaufmännischen Stellenvermitt¬

lung siir Deutschland" beteiligten Verbände ja viel

weniger o a r u in , Stellen zu vermitteln, . als

vielmehr ,,d a r n m
, durch die, Schcineinrichtung

ciner zweckcntsprcchendcn Stcllcnvermittlung Mit¬

glicdcr zn gewinnen. Wir sehen nns nm so mehr ge¬

zwungen, diesc Tatsache hcrvorznheben, als sich die

„Gemeinnützige kaufmännische Stellenvermittlung für
Teutschland" erlaubt, iil ihren Eingaben an die Be¬

hörden zn schreiben:
Ter Verein fiir Handlnngskommis von

1858, Hamburg, hnt die ihm angetragene Beteiligung
abgclchnt, weil cr fich zn dcm notwendigen Stellenaus¬

tausch nicht Verstehen tonnte, aufzerdeiii hat, er Bedenken

gegen Zulassung von Nichtmitgliedern.
Tcr D e u t s ch n a t i o n a l e Handlungs¬

gehilfe nv e r b a n d
, Hamburg, verlangt vou

Nichtmitglicdcrn die Unterschrcibung cincs Verpflichtungs-
schcincs, ocin Vcrband bcizutreteu, wenn sie ciuc Stellung
durch seine Vermittlung erhalten sollten. Vereine, ivelche
die Stellenvermittlung zur Gewinnung neuer Mitglieder
bcnnheu, können aber für eine „gemeinnützige" Tätigkeit
uicht in Frage kommen. Dcr Dcutschnationalc Handlungs-
gclnlfcnvcrbäud nimmt ferner jüdische Angestellte nicht als

Mitglicdcr aus, weigert sich auch, jüdische Firmcu zu. be-

dicueir, so das; cr bcwufch eiueu großen Teil kaufmännischen
Ärbcitsmarttcs ausschaltet. Tic Belastung dcr Stellen-

veriuittlurigsarbcit mit antisemitischen Bestrebungen
Kemttit natürlich die Eutwicteluug, wic aus dcm Mißver¬
hältnis von Angebot uud Nachfrage uud der dadurch ver¬

ursachten geringeren Besctznngsfolgc hervorgeht. 1914

waren beim Teutschuatioualcu Hnndlungsgehilfenvcrband
ciugctragcn: 22 678 Bewerber und 9242 offene Stellen,

Besetzungen erzielte er 4452 — 19 vom Hundert der

Bcwcrbcr,

Der Verein der Teutschen Kaufleute,
Berlin, bnt cine so geringe Zahl von vfsencn Stellen,
Bewerbern und Besetzungen, das; er zum Vergleich kaum

hernngczogcu werdcn taun. Er hatte 1914 nur 3661 Be¬

werber, 3816 offene Stellen uud 646 Besetzungen. Wie¬

viel davon männliche oder weibliche Angcstcllte betreffen,
ist im Jahrcsbcricht uicht gesagt.

V u ur Zentralverband bcr Handlungs-
gcbilfen, Hamburg, gilt bas glcichc. Er vermittelt

ivobl ausschließlich bei den Konsumvereineu, ivic auch
seine Mitgliedcr ,1120« männliche, 14 50« weibliche)
hauptsächlich in diesen Kreisen zu suchen sind. Wie der

Teutschnationale Handlu.ngsgehilfenverband antisemitisch
gcbundcn ist, ist er es politisch, so daß seine Stellenver-

mittluiigstätigkeit keine Aussicht bat, über diesen kleinen
Kreis hinauszuwachsen. Auch 'der Zentralverbaud sucht
durch seine Stellenvermittlung Mitglieder zn gewinnen.
DaSi geht arrK von.?ihm ^ erlassenen '.Anzeigen chervor, in

denen er sich bereit erklärt, auch für NichtMitglieder tätig
zu fein, aber ausdrücklich erklärt, daß Mitglieder
bei der Vermittlung denVorzug erhalten.
Tie Stellenvermittlungsstatistik des Zentralverbandes ist
unvollkommen. Bei den 4524 Bewerbern dcs Jahres 1914

ivird nicht gesagt, wieviel männliche und weibliche Be¬
werber darunter sind; nur bei den Besetzungen wird an¬

gegeben 4 2 8 männliche nnd 499 weibliche An¬

gcstclltc. Die Zahl der gemeldeten offenen Stellen wird

nicht angegeben.
Der Verband katholischer kaufmänni¬

sch c r Vereinigungen, Essen, kann seine Stellen¬

vermittlung nicht entwickeln, ivcil sie auf Katholiken be¬

schränkt ist. Scine Ergebnisse bcwciscn das. Er hatte zu

verzeichnen vom 1, Fnnuar l913 bis März 1914 landcre

Fahlen liegen noch iiicht vor) 247« Bewerber, -1863 offene
stellen und 975 Besetzungen,.

Mit diesen Darlegungen soll also bei den Be¬
hörden die Meinung erweckt wcrdcn, als ob der Ver¬
band Deutscher Handlungsgehilfen nnd diejenigen Ver¬
eine, die er im Schlepptau hat, aus lauter Gemein¬
nützigkeit handcln^wogegen die an der Gemeinnützigen
kanfmännische,i Stellenvermittlung für Deutschland
nicht beteiligten Vereine sich von selbstsüchtigen Be
weggründen lcitcn lassen. Jn Wirklichkeit ist es nm-

gckchrt. Wir trctcn sür die Schaffung paritätisch
verivnltctcr^ öffcutlich-rcchtlicher Stellenvermittlungen
ein, wcil ivir in dcr Rcgclung des Arbeitsniarktes
eine vicl z» wichtige Angelegenheit erblicken, als daß
wir dic Stellcnvermittlnng als bloßes Agitntions-
i,littet betrachten könnten, wie es der Verband Deut¬
scher Handlungsgehilfen nnd seine Trabanten tun.

Kurt Bauer

geboren am 3. Juni 1893, Verbandsmitglied seit
Januar 1911 in Breslau, im Festungslazarett zu

Posen gestorben. -

Johannes Bretfchneider
geboren am 9. Juli 1882 zu unserem Verband in der

Zahlstelle Löbnn im Mai 1913 übergetreten, am

12. L?eptenlber 1915 im Osten durch Kopfschutz gefallen,

Wilhelm Förster
geboren am 27. Februar 1879, Verbandsmitglied feit
Juni 1912 in Rcinscheiö, im Osten gefallen.

Paul Pförtner
geboren am 13. Juni 1881, Verbandsmitglied seit
Dezember 1914 iit Brcslan, gefallen am 19. Angust
1915 bei Wladowa.

Friedrich Riffel
geboren am 5. September 1883, zu unserem Verband

übergetreten im März 1911 iil Stettin, im August
1915 gefallen.

Hermann Schleede
geboren am 25. Juni 1889, Verbandsmitglied seit Mai
1913 in Hniirbnrg, gefallen.

Richard Schmidt
geboren am 21. Mai 1882, Verbandsmitglied seit
März 1914 in der Ortsgruppe Stuttgart, am

11. August 1915 in den Argonnen gefallen.

Ehre ihrem Andenken!

Ledensmitleltknerung nnd Abhilft.
Nach dcii Vcröffeutlichungen des Preußischen

Staiistischcn Lnnocsnints bctrugen die Klein

handclspreisc wichtigcr Lcbcnsinittcl Und Hansbe-
darssurtikcl in rund 50 preußischen Städten, die in

diese Statistik einbezogen werden, im Monat August
1915 gegenüber dem gleichen Monat dcs Vorjahres
pro Kilogramm:

«Ugusttgl4' August ISIS

Pro Kilogramm

Erbsen, gelbe 54,1 Pf. 123,8 Pf.
.Speisebohnen . . 58,0 ,. 132,3
Linsen 66,6 „ 159.9
Vßkortosseln, alte —

„ 19,8
neue 1t,S „ 14.S

Etzvutter 278.7 ,. 399,7
Weizenmehl ......... 45,4 „ 53,3
Roggenmehl . 37.3 „ 46,7
Weibbrot (Semmel») ...... «0,3 „

. «9,0
Noggengranbrot mit Weizenmehl . 32,5 „ 40,7
Reis . 50,2 „ 134.2

Kaffee . 314,4 M.
Zucker 54,4 „

Salz 23,4 .,

Weizengrieß . 55,4 „

Buchweizengriesz . ^ . . . . . 56,6 „

August 1U14 August 1915

pro Kilogramm

338,7 Pf.
61,6 „

23,1 „

113,4 „

13S.6 „

116,4 „

129.9 „

34,3 „

25,1 „

14,6 „

Gerstengraupen........ 54,1
Steinkohlen 2,8
MaüMMMMW^«9^^

50 kg . . . ^11,8
Petroleum, 1 Liter ... . . . . 21,7
Vollmilch, 1 Liter . 21,1
Hühnerei, 1 Stück . ...... 9,3

Der Bundesrat hat, uin dem Jn-die-Höhe-treiben
der Lebensmittelpreise entgegenzuwirken, die aus dir

vorliegenden „Handlungsgehilfen-Zeitung" ersichtliche
Bekanntmachung zur Fernhaltung un

zuverlässiger Personen vom Handel
erlassen.

Dem gleichen Zweck soll eine Bekanntmach¬
ung über die Errichtung von Preis
p r ü fu n g s st e l l e n und die Versorgungs-
regelung dienen, die den Gemeinden gewisse
Aufgaben zuweist. Das „Berliner Tageblatt"
schrieb darüber am 28. September:

„Bei der Darlegung seines wirtschaftspolitischen
Programms in der Reichstagssitzung vom 21. August
hatte der Staatssekretär des Innern die Bekämpfung
des Lebensmittelwuchers und der Lebensmitrelteue

rung anseinandergehalten und erklärt, daß mit der

Strafe allein, anch mit Strafen von noch so drako

nischer Härte nnd auch mit dem inzwischen in die Be

stimmungen eingeschaltenen Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte, die Teuerung jedenfalls nicht an

ihrer letzten Quelle erfaßt werden könne. Der Staats

sckretär versprach damals organisatorische
Maßnahmen: Einführung von Prcisprüfungsstellen,
obligatorische Einführung von Höch stpreisen für
alle Gegenstände des Lebensbedarfs nnd Zulassung
von Zwangssyndikaten der Händler,
denen dann eine Art Verkaufsinonopol für bestimmte
Warengattungen zukommen sollte. Inzwischen hat
die Teuerung sich verschärft, für gewisse Lebensmittel

bis zur Grenze dcs Erträglichen: und zwar nicht nur

für Fleisch, Milch, Butter, Eier usw., wo die gegen¬
über den, Vorjahre bis zur doppelten und dreifachen
Höhe gestiegenen Preise sich allenfalls noch durch die
im Frühjahr vorgenommenen Massenschlachtungen
der Schweine und durch den Futtermangel erklären

lassen, sondern auch für G e iil ü s e. Selbst für Kar
toffeln, in denen wir unbestreitbar eine gute
Ernte zu verzeichnen haben, macht sich bereits, vor

allen Dingen im Westen des Reichs, eine Preissteige¬
rung bemerkbar, die schließlich Alt einer Warnung der

Regierung vor Preistreibereien geführt hnt. Diesen
Erscheinungen gegenüber haben die von der Reichs
leitung angekündigten Maßnahmen des Bundesrats

etwas lange auf sich warten lassen. Nun sind sie am
Sonnabend beschlossen und. gestern im „Reichsanzei
ger" veröffentlicht worden. Aber der Bundesratsbe

chlntz ist, worauf wir schon im Morgenblatt unf-

inerksam machen konnten, ein Torso geblieben.
Der Entwurf sah, ganz im Sinne der Delbrück-

chen Ankündigung,, nicht nur gemeindliche .Preisprü-
'ungsstellen vor, /obligatorisch für alle Gemeinden
mit mehr als 5000 Einwohnern, fakultativ für alle

'lejneren Gemeinden, sondern anch die Einrichtung
von Versorgungsgesellschaften. Die Ge¬

meinden sollten berechtigt ,sein,
'

Zwangssyndikate
nnter Umständen auch gegen den Willen der Händler
zu bilden: diese Versorgüngsgesellschaften sollten der

Aufsicht der Gemeindebehörde unterstehen, Enteig¬
nungsbefugnis haben usw. Vor allen Dingen aber

ollten in allen Gemeinden, wiedernm in denjenigen
init mehr als 5000 Einwohnern obligatorisch, H ö ch st-
s r e i s e für alle Lebensmittel — nur die

Kartoffeln hat man ausgenommen -^eingeführt wer¬

den. Für Fleisch, Milch, Butter, Käse, Eier sollten die

Gemeinden verpflichtet sein, solche Höchstpreise festzn-
stellen, fiir Obst, Gemüse, Kolonialwaren war die

Möglichkeit vorgesehen. Um zu verhüten, dnß die

Vcrschiedcnartigkeit der Verhältnisse nnd der Preise
zum Boykott einzelner Märkte führen könnte, sollten
sür größere Bezirke Durchschnitts- oder Richtpreise
von den Laiiöcszentralbehörden eingeführt werdcn.

Von allen diesen schönen Absichten sind
nnn lediglich die >>P r e i sp r ii fU n g s st e II e n"

übrig geblieben. Anch von Versorgungsver-
bänden ist in der neuen Verordnung die Rede, dar¬

unter ist aber lediglich die Befugnis der LnndcZ-

zentralbehörden zu verstehen, Kol>l».iui>alverbänd.e,
Gemeinde- und Gntsbezirke für die Zwecke der Ver¬

sorgungsregelung zu Verbänden zu vereinigen, nicht
mehr aber die Vereinigung der Händler zu Ver¬

sorgüngsgesellschaften. -

Auch die gemeindlichen Preisprüfungsstcllen
sind ini Gegensatz zu dem Entwurf nnr fiir Gciuein-

den mit mehr als 10 000 Einwohnern obligatorisch.
Welche Ergebnisse diese Preisprüfnng zeitigen
wird, erscheint uns noch zweifelhaft. Die Reichs¬
prüfungsstelle in Berlin, die für das ganze Reichs¬
gebiet vorgesehen ist nnd die eine Art Zcntrnlberci-
tungsstelle für alle Fragen der Lebensmittelver¬

sorgung werden soll, bietet in der geplanten Zusam¬
mensetzung aus Bundesratsbevollmächtigtcn nnd

Reichstagsabgeordneten, Vertretern der Landwirt¬

schaft, des Lebensmittelhandels nnd der Verbraucher
allerlei, „unbegrenzte Möglichkeiten". Aber sie ist doch
wieder nur eine neue Behörde, die, wie alle auf sta-
tistischesn Material, angechitZseneN' Behördw,;«n»uitlich
nur sehr langsam wird arbeiten können.

Der Entwurf wollte den Städten und Ge¬

meinden eine Waffe zur Bekämpfung der Teuerung
in die Hand geben. Die Verordnung hnt dem

Neichsamt und den Gemeinden diese Waffe einstweilen
aus der Hand gewunden, sie umgebogen und stumpf
gemacht. Es ist erfreulich, daß die Reichsleitung allem

Anschein nach sich mit den Preisprüfungsstellcn nicht
zufrieden geben und den weiteren Ausbau dieser
neuen Organisation durchznsetzen versuchen will, auch
den Widerständen gegenüber, die man ja nicht kennt,
sondern nur ahnen kann. Hoffentlich gelingt es,-diese
Widerstände zu überwinden, so daß der notwendige
Ausbau der Organisation nicht zu spät kommt."

Weit schärfer äußert der „Vorwörts"-Berlin
nni 30. September seine Unzufriedenheit.' Dngegen
frenen sich andere sozialdemokratische Blatter über

den „Sieg des Kommnnalsozialismus", den sie in

der neuen Bekanntmachung erblicken. So schrieb
unter dieser Ueberschrift z. B. die „Arbeiter-,

Zeit u n «"-Dortmund am 28. September:
„Die Organisation nnserer Lebensmittelver-

sorgnng hat trotz aller guten Absichten bisher keines¬

wegs zu einem einheitlich giiilstigen Ergebnis geführt.
Es ist weder der Wucher in den notwendigsten Lebens¬

bedürfnissen unterbunden, noch selbst ans den Ge¬

bieten, wo wir reichlich und überreichlich Vorräte

haben, wüste Preissteigernngen vermieden oder gar

einheitlich eine vernünftige Verteilung durchgeführt
worden. Der grundsätzliche Fehler in allen bisherigen
Bundesratsverordnungen bestand, wie hier wieder¬

holt betont wurde, eben darin, datz man den Ge¬
meinden zwar die DuKMHrung der Bundesrcitsver-

ordnungen übertragen, aber ihnen kenne Exekutive
eingeräumt hatte. Es half z. B. nichts, datz die Ge¬

meinden Höchstpreise fiir Nahrungsmittel festsetzen
nnd datz sie Preistafeln verlangen konnten, wenn sie
nicht zugleich das Recht erhielten, die Voraussetzungen
sür diese Preise mitzitbestiiniiien nnd mit durchzu¬
führen. Man hatte bisher ängstlich vermieden, das

freie Spiel der kapitalistischen Kräfte in der Pro¬
duktion, also auf der ersten Stufe jeder Weisbildung,
anzutasten. Diese Uebelstände sncht jetzt endlich der

Bundesrat durch eine durchgreifende Organisation zil

beseitigen.
Der Bundesrat hat bekanntlich zur Durchführnng

der Versorgung der Bevölkerung mit bestimmten
Gegenständen des notwendigen Lebeiisbedarfs zil an¬

gemessenen Preisen nunmehr die Gemeinden er-

mächtsgt, niit Zustimmung der Lnndeszentrnlbehör-
den für die Handels- nnd Gewerbetreibenden ihrer



Nr. 21 — 1915 Handlungsgehilfen-Zeitung 159

Bezirke Vorschriften hinsichtlich des Betriebs, iin be¬

sonderen des Erwerbs, des Absatzes, der Preise nnd

der Buchführung zu erlassen. Die Gemeinden wer¬

den aber zugleich ermächtigt, dic Versorgung mit

solchen Lebensrnitteln nnter Ansschlnfz des Handels
und Gewerbes sclbst zn übernehmen oder ausschließlich
gemeinnützigen Einrichtungen odcr bestimmten Han¬
dels- und Gewerbetreibenden zu übertragen. Ferner
können die Landeszentralbehörden Kommunalver-

bändc, Gemeinden oder Gntsbezirke fiir die Zwecke
der Vcrsorguugsrcgclung vercinigcn und ihncn dic

nötigen Befugnisse 'übertragen. Das Wichtigste ist

nun aber, daß die Gemeinden in die Preisbestim¬

mung schon bci dcr Produktion eingreifen können, Dic

größeren Gcmcindcn sind vcrpflichtct — dcn kleineren

blcibt cs übcrlasscn —, Prcisprüfnngsstellen einzu¬

richten, die ans unbeteiligtcu Sachverständigen nnd

Vertretern dcr Konfumenten der betrcffcndcn Pro¬

duktion und dcs Hcmdcls znsammcngcsetzt sind. Wcnn

diese Behörden feststellen, daß die Preise billigen An-

fordcrnngen nicht cntfprcchen, so könncn sic nicht mir

cntcigncn, sondcrn auch dic Produktion sclbst in die

Haud nehme», lieber den kommnnalen Preis-

prllfnngsstcllen stcht cine cbenfalls paritätisch zn-

snmmcngcsetzte Neichspreisprüfungsstclle in Berlin,

die anßcrdcm den Reichskanzler'beraten soll. Dadnrch

bckommcn wir also cinc Art Z e n t r n I st e l l c für

alle E r n ä h r n n g s f r n g c n, wie sie die sozial¬

demokratische Ncichstngsfraktion nnd die Generalkom-

niissiou dcr Gewerkschaftern schon von Beginn der

Kriegswirtschaft an gefordert hatte».
'

Leider gibt der

Bundesrat bishcr noch nicht die Macht der Exekutive,
des dircktcn Eingriffs in die Produktion und in die

Verteilung dcr Wirtfchaftsgüter. Immerhin ist zn

hoffen, daß ein solcher Bcirat aus nllcn Schichten dcr

dcntschcn Bcvölkcrnng den Reichskanzler besser nnd

schneller iibcr die Nöte des Voltes unterrichten wird

als der langwicrige Apparat dcr Verwaltung. Auf

dicsc Art kann sich schr Wohl ein Zusammenarbeiten
zwischen Bevölkerung nnd Regierung entwickeln, wie

cs die Svzialdemokratie von Anfang an gefordert hat.

Die neue Bnndesratsverordnung zeigt anf das

deutlichste', tvenn anch erst in Zeiten der Not nnd dcs

Zwanges, daß sich Prcisregnlierungen von großen

Zentralstellen nnd von den Gemeindebehörden ans

schr Wohl durchführen lasscu. Dic Möglichkeit eiuer

solchen Regelung ist bis auf den heutigen Tag Voii

allen bürgcrlich-kapitalistischcn Politikern bestritten
worden. Dicse Verordnung ist selbst, wenn man bon

dev diirchgrcifcndcn Rcgclung über-' das ganze Reich

einmnl absieht, da man ihre Wirkung noch nicht kennt,

ganz zweifellos ein wichtiger Schritt anf dem Gebiete

dcs Koinmnnalsozinlismns, dcn bisher auch nur dic

Sozinldciuokrntic mit Energie gefordert hnt. Es

zcigt sich immcr mchr, daß außcr sozialistischcn Gc-

dankengängen und Forderungen in den schwersten

Zeiten des Volkes eiil Heil nicht möglich ist."

SeKanntmachnng znr Fernhaliung
unzuocrWgcr Personen vom Handel.
Dcr Bundesrat Hut aus Grund dcs H 3 dcs Gcsctzcs

übcr dic Ermächtiguug dcs Bundesrats zu wirtschaftlichcu

Aiutznähmcn usiv. vom 4. August 1914 (Rcichs-Gcsetzvl.
S. 327) solgende Verordnung erlassen:

I. 11 ii t e r s a g u ii g des Handelsbetriebs.

Der Handel mit Gcgcnstnudcir dcs täglichen Bedarfs,

iuSvcsoudcrc Nahrnngs- »ud Futtcrmittcln nllcr Art sowie

ruhcn Raturerzcugnisscu, Hciz- uud Lcuchtstoffcn, oder

mit Gegenständen dcs Kricgsbcdcirfs ist zu uutcrsagcu,

wcuu Tatsachen vorlicgcu, dic dic lluzuvcrläijigkcit dcs

Handcltrcibcndcn in bczug auf deu Handelsbetrieb dnr-

turi. Das Handeisgewerbe, dessen Betrieb untersagt wird,

ist genau zu bezeichnen. Dic llntcrsngliug ist im Amts¬

blatt dcr uutcrsagendcu Behörde und im „Ncichöanzcigcr"

bctauutzngcbcu.
Bei der Feststclluug bcr Tatsache», wclchc die Uuzu-

vcrlässigkcit iu bczug nuf dcii Handelsbetrieb darin», siud

insbcsouderc z» berücksichtigen Juividcrhnudluugc» gcgcu

die "Vorschristcn übcr Höchstprcisc, Vorratscrbcbuugeu,

Prcisaushaug uud übcrmäszigc Preissteigerung,

8 2.

Die Uutersaguug des Handelsbetriebs wirkt für das

Neichsgebiet. Ist dein Handeltreibende» für den unter¬

sagten Hrindctsbctricb cin Erlaubnisschein (Waudcr-

gcwerbcschcin, Lcgitimationskarte und dergleichen) erteilt,

so hat die llntcrsnguug dc» Vcrlust dicscs Scheines ohne
weiteres zur Folge.

Dic Bchördc, die dcn Betrieb untersagt hat, kann scinc

Wicdcraufunhluc gcstnttcn, soscrn scit der Untersaguug

miudcstcus drci Monatc vcrflosscu siud.

s 3.

Der Reichskanzler und dic Laudeszcntrnlbchördcn
können anordnen, daß dcr Beginn dcs Hnndcls niit Gcgcn-

ständcn dcr im 8 - Abs. 1 bczcichncten Art allgemein oder

uutcr bestimmten Vorn»ssctzu»gen' einer Erlaubnis bedarf.

Dic Erlaubnis drrrs mir versagt wcrdcn, ivcnn gcgcn

dcn Nachslichcndcn Tatsache» vorliegen, dic scinc llnzuvcr-

lässigkeit in bczng aus dcu Haudelsbctricb dartun. Die

Vorschrift dcs K 1 Abs. 2 fiudct entsprechende Anwendung.

Aus den Gewerbebetrieb im Umherziehen lTitcl lll der

Reichsgewcrveordnüug) sind die Vorschriftcn im Abs, 1, 2

nicht anzuwenden. Ter Wandcrgewerbeschein und dic Lcgi¬

timationskarte sind aber zu versagen, wenn bei dcnjcnigeu,

für welche sic bcautragt iverden, die im Abs. 2 bczcichucicn

Voraussetzungen ziitreffcn.
§ 4, -

Gegen die Untersagung des Betriebs iZ 1) und gcgcn

die Versaguug dcr Erlaubnis s§ 3) ist nur Bcschwcrdc zu¬

lässig; sic hnt kciuc aufschicbcridc Wirkung.

§ 5.

Mit Gefängnis bis zu cinem Jahre odcr mit Geldstrafe

bis zu zehntausend Mark wird bestraft:
1. wer der gegen ihn ergangencn Ilntersagung dcs

Handelsbetriebs <H 1) zuwiderhandelt,
2, wer den Handelsbetrieb ohnc dic nach Z 3 «forder¬

liche Erlanbnis bcginul.

II. Verschärfung dcr Strnfcn bci Preis¬
treiberei«

§ 6.

Im Z 6 des Gesetzes, betreffend Höchstprcisc, vom

4. August 1914 iu dcr Fassung dcr Bckanutinnchung vom

17. Dczcmbcr 1914 (Ncichs-Gcsctzbl. S. 510) wird folgender

Abs. 2 eingefügt:
Jn dcn Fällcn dcr Nrn. 1 nnd 2 kann »cbcn dcr

Strafe angeordnet werde», daß die Verurteilung auf

Kostcn des Schuldigen öffentlich bckanntzuinachcn ist;

auch kann neben Geiäugnisstrafc nuf Verlust dcr

bürgcrlichcn Ehrcnrcchtc crknnnt wcrdcn.

s 7.

Im H S der Verordnung gegen übermäßige Preissteige¬

rung vom 23. Juli 191,? iNcichs-Gesetzbl. S. 497) wird fol¬

gender Abs. 3 eingefügt:
Ncbcn Gcfängnisstrafc kann auf Vcrlust dcr

bürgcrlichcu Ehrcurcchtc crknnnt Ivcrdcn.

III. Schlußbcstim »i uugc n.

8 s.

Dic Landeszcntrnlbchördcn crlasscn die Bestimmungen

zur Ausführung der §§ 1 bis 4 dicscr Verordnung.

s «.

Diesc Verordnung tritt mit dem Tage der Vertriuduirg
in Kraft. Der Rcichskanzlcr bestimmt den Zeitpunkt dcs

Außerkrafttretens.

Bcrliu, den 23. Scptcmbcr 1915.

Der Stellvertreter dcs Reichskanzlers.
D c l b r ü ck.

Arbeitslohn und Kartoffclverbrauch.
Anfang Mni d. I. hnt das Statistische Amt dcr

^tnot Bcrlin nntcr dcn städtischc» Bcamtc» u»b

Arbcitcrn cinc Erbebnng iiber de» durchschnittlichen
täglichen Kartoffelverbrniich vcrnnstaltct, Angcfichts
dcr dabci zutage gctrctcncn intercssantc» Ergcbiiissc
und mit Rücksicht nuf die Wichtigkeit, welche die Kar¬

toffel als Volksunhruiigsinittcl gcrndc während dcr

Kricgszcit infolge dcr Beschränkung dcs Brot- und

Mchlvcrbranchs sowic der nnßcrordcntlichcii Prcis-

stcigcrnng soustigcr lvichtigcr Nabri'ngsmittcl bcsitzt,

bnt dic Rcichsrcgicrnng dcm Vorstnnd dcs dcntschc»

^tädtetnges die Vornahiiic einer ähnliche» Erhebung
durch dic größcrcn Mitglicdstädtc cmpfohlc». Tic

Stadt Tüsscldorf ist dcr Anregiiiig dcr Rcichs-

rcgiernng und dcs Tcntfchcn Städtctagc^ »achgctom-

mcn und hat cinc Erhebung dcs dnrckschnittlickcii

täglichcn Knrtoffclvcrbrnuchs in de» Fninilie» der

städtischc,i Bcnmtcu, Aiigcstclltcn und Arbcitcr währcnd

dcr Wochc vom 2. bis 8. August d. I. vcranstaltct,

dcrcn Ergcbiiissc stcht in cincr Beilage zu dc» „Statisti-

schcil Monntsbcrichtc» dcr Stndt Tiisscldors" vcr-

öffciitlicht wordcn sind.

Jnsgcsamt fiilltcn dort 3U8L Familicn de» ihnen

iibcrgebenc» Fragebogen ordiiiiiigsmäßig aus. Tie

davon bctroffcuc Kopfzahl ii,achte mit 15 M7 4,1« Proz.

dcr nnch dcr Brotknrtcnnusgnbc Endc Juli auf 382 ,02

crmittcltc» Gcsamtzaht dcr ortsaiiwcfcndeil Ein¬

wohner dcr Stndt nns und entsprach etwa der Be¬

völkerung einer anschnlichcn Kleinstadt. Von dcn

nn dcr Erhcbnng Bctciligtcn wnrcn

»»ch,>»ini>icn »»ch jlöpfcn
Prozciit ProzcM

Oberbeainte 0,65 9.62

mittlere Bcamtc 9,3 l 8.S2

untere Beamte 18,46 ,4,2«

Angestellte n.BurcauhilfSpcrsoual 14,65 14,57

technisches Aufsichtspersonal . . 5,15 5.12

gelernte Arbcitcr 16,68 16,48

ungelernte Arbeiter 40,1« 40,31

überhaupt nach Familien 100,00 109,00

Auffnllcnd ist, wie stark dic fcstgcstcllte sozinlc

Glicdcruiig hinsichtlich dcs Kartoffelverbranchs in dic

Erjchcinung tritt. Ticscr bctrng in Gramm für den

Tag uud Kopf durchschnittlich bei den Familien

der Obcrbcamten 401

der mittleren Beamten 579

dcr unteren Beamten 796

der Angestellten u, des Bureauhilfspcrsonals 749

dcS technischen AufsichtSpersoualS.... 745

der gelcrnlen Arbeiter 9l7

der ungelernten Arbeiter 1182

im Gesamtdnrchschuiti . . 939

Bei den Familie» der unteren Beamte», dcr An¬

gestellte» u»d deS BureauhilfSversoiialS sowie dcs

tcchuischc» Aufsichtspcrsouals stclltc sich also die durch¬

schnittliche tägliche Kopfquote annähernd gleich. Diefe
Tatsache ist um so lcichtcr erklärlich, nls eS sich um

Angehörige von Klassen hnndclt, dcrcn Bcsoldnngs-

höhen nnr unerheblich voneinander abweichen. Jm
übrigcn ist die soziale Glieber»»g de» Einkommens-

verhältnisfe» cntsprcchend deutlich erkennbar.

Fiir Berlin ergab sich ei» älmlirlies Bild, dn

hier der Knrtofselverbrnnch i» Gramm siir dcn Kopf
und Tng bci dcn Familicn dcr

Oberbccnntcn auf 332

mittleren Bcamtcn „
426

Iliiterbermitc» „531

technischen Aufsichtsbcamtcn, , „
5«l

gelernten Arbeiter „
603

ungelernten Arbeiter , . . , „
ii96

im Gesamtdurchschuitt auf 59l

fcftgcstcllt w>,rdc. Tcr im Vcrglcich mit den für

Tiisscldors crmittcltcn Zahlen allcrdiugs erlieblich

niedrigerc Bcrlincr Vcrvrnnck wird in der außer¬
ordentlichen Höbe dcr Kartoffclvrcisc zur Zeit der

Berliner Erhebung lEnde April bis Anfnng Mai d. I.)
seine Bcgriiiidiing siudcn.

I» Tiisscldors war cbcnso wie i» Bcrli» dcr

Kartoffelverbrauch den Eiiitommensvcrliältnissen gc¬

rndc cutgcgcugcsctzt, d. h. die iu der ^nniilie durch¬

schnittlich täglich verzchrtc KUrtoffclmcngc Ivnr um so

tlcincr, jc bcsscr die EiiikoinincnSvcrhältiiiisc warcn,

>,»d nmgctchrt, Einc Erhöhung dcr 'Kartoffclvrcisc

mnß also nicht nur absolut, sondcrn auch rclntw das

Haushnltiingsbndget um so stärker belaste», je gcringcr
das Einnnlmicsott z» buche» ist, Vo» weitere» Einzci-
beiteii der Ergebnisse i» Tiisscldors sei mir »och er¬

wähnt, dnß währcnd dcr Erbcbniigszcit fast dnrcbwcg

siir cinc» Bcchcr Kartoffeln l'i Pfund) '>l> Pf. gezahlt

Ivnrde». („Rcnhsanzcigcr", 3li, Zepteinber,)

Vor uns licgt cin Spar- und Hnttshnltungsbuch,
das dic W c i n - und Spirit n o f en - Gcsell -

s ch a f t Mrhcr n. Cv. in Bcrlin, die mehrere Imndcrt

Filiale» bcsitzt, „ihrc» Gcschäftsfrcuudc» gcwidiiiet"
bat. Es ist cin Rnbnttmnrkcnbuch, nnd jcdc Filial¬

leiterin ist verpflichtet, „jedem Käufer ei» Buch an¬

zubieten »nd auf dic Vorteile dcs Rnoattmarkcn-

systcms dcr Firma aufmcrksam zu machcn".

Ans cinc der lctztcn Scitcn dicicS BurticS riibmt

sich nun dic Firma der sozialen Fiirsorge, die sie ihrc»

Angestellten und Arbcitcrn angeblich zuteil wcrdc»

läßt. So mnnchcr sozial denkende Käufer mag stch

dadnrch vcrlcitcn lasscn, dicsc Firma, dic ja nicht iiiir

Wci» und Spirituosc», sondcr» auch fast allc nndcrc»

Lcbcns- und Genuß,nittel vertreibt, bei seinen Ein-

tänfcn bcsoudcrs zn bcriielsichtigc», Tie liaiivtsärblich

ans Arbcitertrcisen bestehende Knndichnst teimt ja dic

Arbcits- und Gehaltsvcrhältnisse nicht, »»tcr oc»c»

z. B. dic F i l i a l l c i t e r i n n c u der Wcin- und

Spiritnoscil-Gescllschaft zu arbcitcn gczwungcn sind.

Ans dcm „Engagcmciits-Vcrtrng", dc» dic Firma mit

ihre» Filiallcitcrinncn abichlicßt, wcbt uns tci» Hauch

svzialcil Verständuisses, sozialer Fiirsorge entgegen.

Echo» der erste Punkt des Anstellnngsvertrages

belveist das. Er lautet:

„Wir engagieren Sie vom für nnscr Geschäft
mir cincn, biclinlt von Mk. 20,— pro Monnt nnd gegcu-

icitigcr ciumountiger »iindignngcnrist nnf Grnnd dcr nnch-

folgcnden Engngc»uc»tobcdi»g»»gc»:
1, Wir bcdingcn nns, dnß 8 63 Äbsntz 1 dcs HnndelS-

gcsctzbnchcS, ivclchcr lnntct:

„Wird dcr Handlungsgehilfe durch »uvcrschuldctcS

llngliick nn dcr ^'cisrnng dcr Ticnstc vcrbindcrl, so bc¬

bält er sciuc» Anspruch auf Gcbnlt und llnlerhnlt, jcdoch

nicht über die Tarier vo» 6 Wochen binnnS",

a u ß c r K rast blcib t,"

Weder iii der Höbe dcS Gcbalts noch i» dcr

Außerkraftsetzung des erste» Absatzes des S U3 des

Handelsgesetzbuches offenbart sich soziales Verständnis.

Tenn wen» auch zu dem „dorrenden" t^iebalt von

2-lU Mk. pro Jahr noch freie Wobnung kommt, dic

laut Vertrag einen Teil des Gcbalts bildct, fo reicht

dock beides zusammen auch nicht fiir eine einzelne

Perfon ans, um ciu noch so bcschcidcncs Lcbcn fiihrcn

zu könncn.

Und doch handelt es sich hicr nicht nm cine Nebeu-

bcschäftiguug. Nicht nur. daß dic Filiallcitcrinncn

ans Grnnd ihrcs Vertrages von früb 7 resp, ^ Uhr

bis abcnds 8 Uhr an das Gcschäft gebunden siud. sic

müsscn auch Sonntags von 8 bis ll) Ubr vormittags

nnd von 12 bis 2 Ubr nachmittags bc» Lndc» öffnem.

Da dic Firmn nntcr folckc» Bcdingnngcn tnnm

jcmnls gceignctcs Verkanfspcrsoneil bekommen wiirde.

wird im Anstcllungsvertrag noch cine besondere Grati¬

fikation versprochen. Allerdings wird diese nur dcn

Filiallcitcrinncn gcwäbrt, die zur Unzufrieden-

beit „ie Veraulnssuiig gcgcbcn babcn. Tock dicfc

Bestimmung des Vertrages ist eS wcrt, daß sic wört¬

lich wicdcrgcgcben wird. Sic leintet:
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„6. Wir gewähren siir uns zufriedenstellende Tätig¬
keit eine Gratifikation bon 1 Proz. vun dem an uns ab¬

gelieferten Barbetragc, welche jährlich für das voran¬

gegangene Jahr nach Geschäftsabschluß gezahlt werden soll.
Diese Gratifikation ist aber wcdcr kontraktlich gewährleistet,

noch einklagbar, sondern wird freiwillig gegeben. Aus¬

geschlossen von der Gratifikation für das vergangene Jahr

sind die Geschäftsleiterinnen, die innerhalb des Jahres

entlassen werden.resp, gekündigt haben oder abgegangen

sind oder zur Unzufriedenheit Veranlassung gegeben
haben."

Direkt ungesetzlich, gegen das neue Konkurrenz¬

klauselgesetz verstoßend, ist aber die nachfolgende Be¬

stimmung:
«9. Die Verkäuferin verpflichtet sich, bei einer Ver¬

tragsstrafe von MZ. 500 — siir jeden Fall, nach Austritt

aus unserem Geschäft innerhalb eines Jahres in derselben

Stadtgegcnd kcin eigenes Geschäft in derselben Branche

zu betreiben, iveder für eigene noch für fremde Rechnung
«der in einem solchen als Angestellte tätig zu sein."

Das in vorstehender Bestimmung zum Ausdruck

kommende Verbot ist schon aus dem Grunde ungesetz¬

lich, weil das den Filialleiterinnen vertragsmäßig zu¬

stehende Gehalt den Betrag von fünfzehnhundert Mark

nicht übersteigt. Aber auch dann, wenn wirklich ein¬

mal eine Filialleiterin diesen Betrag erhalten würde,

wäre das Wettberwerbsverbot nur verbindlich, wenn

stch der Prinzipal verpflichtete, „für die Dauer des

Verbots eine Entschädigung zu zahlen, die für jedes

Jahr des Verbots mindestens die Hälfte der von dem

Handlungsgehilfen zuletzt bezogenen vertragsmäßigen

Leistungen erreicht".

Diese Verpflichtung ist in dem vorliegenden Ver¬

trage nirgends enthalten. Er enthält nur Verpflich¬

tungen der Filialleiterinnen. So werden sie weiter

verpflichtet, eine Kaution in Höhe von 500 Mk. zu

hinterlegen. Diese Kaution soll dazu dienen, etwaige

Fehlbeträge, welche die jeweilige Bestandaufnahme

ergibt, zn decken. Davon, daß dann die Gesellschast

auch moralisch verpflichtet wäre, auch etwaige bei der

Bestandsausnahme vorhandene Ueberschüsse der Filial¬

leiterin auszuzahlen, daß sie verpflichtet wäre, eine

gewisse Mankovergütung zu gewähren, davon steht

nichts im Vertrag.

Es ist nur ein kleines Bild, das zeigt, was große

Firmen in der heutigen schweren Zeit ihren in ver¬

antwortlicher Stellung befindlichen Angestellten zu

bieten wagen. Dieser Zustand wird aber nur so lange

währen, bis auch bei diesen Angestellten der Wille er¬

wacht ist, durch einiges geschlossenes Vorgehen mit

Hilfe der Organisation eine Besserung ihrer wirtschast-

Lage herbeizuführen. Die für die Filialleiterinnen

zuständige gewerkschaftliche Organisation ist der

Zentralverband der Handlungsgehilfen. G. D.

Koß Nd Wohnung.
Die modernen Berufsorganisationen streben da¬

hin, daß der Angestellte wenigstens in seiner freien

Zeit möglichst unabhängig von: Geschästsinhaber ist.

Dazu gehört vor allen Dingen, daß die mittelalterliche

Einrichtung der Verpflegung des Angestellten durch

den Geschäftsinhaber gänzlich beseitigt wird. Jm

Handelsgewerbe ist sie erfreulicherweise mehr und

mehr zurückgegangen. Immerhin kommt es doch,

wenigstens in den Detailgeschäften oder in kleinen

Orten, mehrfach vor, baß die oder der Angestellte

Beköstigung nnd Wohnung oder einzelne Sachbezüge
vom Unternehmer erhält. Bei Handlungslehrlingen
ist die Gepflogenheit sogar in noch größerem Umfange

anzutreffen.

Nach den Bestimmungen einer ganzen Anzahl
von Gesetzen sind diese Bezüge dem Einkommen der

Angestellten zuzurechnen. Insbesondere in der

sozialen Versicherung. Sowohl in der Kranken-,

Unfall-, Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung
als auch in der Angestelltenversicherung gehören zum

Entgelt im Sinne der einschlägigen Gesetze neben

Gehalt oder Lohn auch Gewinnanteile, Such- und

andere Bezüge, die der Versicherte, wenn auch nur

gewohnheitsmäßig, statt des Gehalts oder Lohnes
oder neben ihm erhält. Vornehmlich kommen hier

natürlich Naturalbezüge wie Kost und Wohnung oder

einzelne Mahlzeiten in Frage. Nach den einschlägigen

Gesetzen sind die Durchschnittswerte dieser Bezüge von

den Behörden festzusetzen, und zwar sür das Gebiet

der Reichsversicherungsovdnung nach H 160 vom Ver

sicherungsamt, und für den Bereich des Angestellten
Versicherungsgesetzes nach s 2 von der unteren Ver

waltungsbehörde. Es ist schon sehr unnötig, daß hier

zwei verschiedene Stellen für gleiche Feststellungen
vorgesehen sind. Aber anch abgesehen hiervon ist die

ganze Festsetzung sehr mangelhaft und nicht ihrer
Bedeutung entsprechend geregelt. Die Gesetzesaus
legung und Rechtsprechung hat über die Handhabung
der in Frage kommenden gesetzlichen Bestimmungen
sehr geschwankt. Jn vielen Städten und namentlich
Landkreisen sind überhaupt noch keine einschlägigen
Feststellungen getroffen wordcn.

Mehr der Wissenschaft halber seien im Nach¬

stehenden einige Proben iniedergegeben, wie die Fest¬
stellungen hinsichtlich der Handlungsgehilfen vorge¬

nommen worden sind. Schon weil hieraus die Kolle¬

ginnen und Kollegen sehen, wie sie durch die Behörden
in ihrer ganzen Persönlichkeit eingeschätzt und be¬

wertet werden.

Jn Berlin wird zwischen Handlnngsgehilfen
mit und solchen ohne eigenem Zimmer unter¬

schieden. Für Gehilfen, denen ein besonderes Zim¬
mer gewährt wird, sind festgesetzt pro Jahr: völlig

freie Station 760 Mk., sreie Wohnung 220 Mk.. freie
Beköstigung 540 Mk. Für Gehilfen ohne eigenes

Zimmer gilt völlig freie Station mit 645 Mark,

freie Wohnung mit 105 Mk., freie Beköstigung
allein 540 Mk. Für Handlungslehrlinge besteht eine

besondere Festsetzung nicht; sofern sie das sechzehnte
Lebensjahr noch nicht überschritten haben, gehören
sie zu den „jugendlichen Arbeitern". Für sie wird die

völlig freie Station mit eigenem. Zimmer mit 525

Mark, ohne einem solchen mit 492 Mk. gerechnet.
Eine sehr unübersichtliche Feststellung hat Leip¬

zig. Es unterscheidet: 1. Angestellte, die als Bevoll¬

mächtigte einen Betrieb selbständig leiten, 2. selbstän¬
dige Leiter kleinerer Betriebe oder Betriebsteile,
3. Angestellte, die eine vorwiegend beaufsichtigende
Stellung innehaben. Wo die übrigen Angestellten hin¬
gehören, ist nicht recht ersichtlich; vermutlich zu den

„Facharbeitern". Für einen Angestellten der dritten

Klasse ist beispielsweise pro Jahr festgesetzt: Woh¬
nung 13« Mk., volle Verpflegung 55« Mk., Feuerung
50 Mk., Beleuchtung 20 Mk. Die teilweise Verpfle¬

gung wird bei alleil Personen wie folgt berechnet:
Frühkaffee 15 Proz., Frühstück 20 Proz., Mittagessen
3« Proz., Vesper 15 Proz., Abendbrot 20 Proz. des

Verpflegungssatzes.
Sehr einfach dagegen haf sich München die

Sache gemacht. Es unterscheidet einzig und allein

nur zwischen männlichen nnd weiblichen Versicherten
und läßt Beruf und Alter ganz außer Betracht. Es

ist festgesetzt täglich für Männer: Verpflegung 1,56
Mark. Wohnung 35 Pf., zusammen 1,91 Mk.; für
Frauen: Verpflegung 1,41 Mk., Wohnung 30 Pf., zu¬

sammen 1,71 Mt, Die cinzclnen Bezüge in der Ver¬

pflegung sind besonders aufgeführt, z. B. Frühkaffee
20 Pf., zweites Frühstück 13 Pf., Mittagessen 70 Pf.,
Vesper 13 Pf., Abendessen 40 Pf. für männliche Per¬
sonen.

Aehnlich
'

kompliziert nnd verschieden sind die

Festsetzungen auch in anderen Städten. Von den

übrigen Städten, soweit die Berechnungen einfacher

sind, hier einige Beispiele. Für völlig freie Station

haben pro Tag festgesetzt in Mark:

Breslau .

Stuttgart.
Halle a. S.

Bochum .

Plauen . .

Offenbach .

Stettin. .

Erlangen .

Schwemfurt
Arnstadt .

Landeshut.

Für das I

Mannheim

Männliche Weibliche Ha»dlungs>
Handlungsgehilsen lehrlinge

1,7« 1,5« 1,2«
1.75 1,76 1,75

2,—
2,26

1,5« 1,5«
2,10 1,50

2,26 — 1,3«

1,46 1,1« 1,1«
2,- 1,75 1,5«
1,4« 1,4« 1,1«
1.8« 1,8« —

2.- 1,6« 1,60

1,6« 1- 0,8«

haben festgesetzt:
69« 57« —

72« 72« 504

60« 50« 300

60« 60« 420

68« 50« 50«

6«« 45« 42«

78« 602 «2«

«1» 872 62S

725 625 625

474 401 328

45« 45« —

«2« 42« 42«

72« 540 64«

66« 650 —

Kiel

Jena . . .

Erfurt . . .

Danzig. . .

Frankfurt a. O,

Hamborn . .

Halberstadt .

Remscheid. ..

Forst i.L.. .

Guben. . .

Vegesac! . .

Oberhausen .

Degerndors .

Im. einzelnen sind recht eigentümliche Beobach¬
tungen zll machen. So stehen die Versicherungsämter

Fürth, Duisburg, Guben (Landkreis) und

andere auf dem Standpunkt, daß eine generelle Fest¬
setzung für alle Fälle nicht angemessen erscheine nnd

nicht nötig sei. Es iverde nur von Fall zu Fall auf

Anrufen vom Versicherungsamt entschieden, welcher

Betrag angemessen sei. Kiel hat siir „Arbeiter, Ge¬

hilfen, Gesellen, Angestellte", gleichviel, ob männlich
oder weiblich, einen einheitlichen Jahresbctrag fest¬
gesetzt und macht wie Berlin nur einen Unterschied
dahin, ob die genannten Personen ein eigenes Zimmer
haben oder nicht. Das Versicherungsamt setzt seiner
Bekanntmachung aber hinzu: „Abweichende Festsetzung
im Einzelfall auf Antrag eines Beteiligten bleibt

vorbehalten." Jn H a l b e r sta d t und anderen Orten

sind die Festsetzungen nur getrennt nach dem Ge¬

schlecht und der Altersstufe der Versicherten ge¬

troffen; es wird crlfo wie in München kein Unterschied

zwischen dem Geschäftsführer und dein Tagelöhner
gemacht. Stnttgcirt unterscheidet nicht einmal

zivischen Geschlecht und Alter, sondern trifft einheit¬

liche Festsetzungen für alle Beschäftigten, führt aber

die einzelnen Bezüge, wie Frühstück, Nachmittags¬

vesper, Abendessen! usiv., besonders auf. Jm Gegen¬

satz dazu trifft Plauen getrennte Festsetzungen für
eine ganze Reihe von Berufsgruppen.

Jm allgemeinen wäre den Festsetzungen eine

größere Einheitlichkeit zu wünschen. Man merkt das

Fehlen einer direktiven Anordnung einer zentralen
Behörde. Sodann fällt auf, daß die festgesetzten Sätze

meist viel zu niedrig sind und den jetzigen, namentlich

durch den Krieg geschaffenen Verhältnissen bei weitem

nicht entsprechen. Das bedeutet natürlich eine Schä¬

digung der Versicherten, die hierdurch in zu niedrige
Beitragsklasfen der Versicherung kommen. Wir können

den Kolleginnen und Kollegen nur empfehlen, wenn

ihnen im einzelnen Fall die Festsetzung zu niedrig er¬

scheint, an das Versicherungsamt heranzutreten und

eine anderweite, den ratsächlichen Verhältnissen ent-

sprechende Feststellung zu verlangen.

Krieg uud Kaufmannsgericht.
Das Kaufmannsgericht zu Köln sagt in seinem

im Juli 1915 abgeschlossenen Bericht für das Ge¬

schäftsjahr 1914:

„Der Einfluß des Krieges auf die Tätigkeit des

Kaufmannsgerichts machte sich sofort bemerkbar. Die

Zahl der Klagen stieg, wie aus dem Berichte ersichtlich,
in der ersten Zeit nach Ausbruch des Krieges ganz be¬

deutend, im August und September fast auf das

Doppelte: sie ging im Oktober und November auf die

gewöhnliche Zahl zurück und sank im Dezember sowie
in den folgenden Monaten etwa um ein Viertel. Ein

Grund der Zunahme der Prozesse in der ersten Kriegs¬
zeit lag in den durch den Krieg geschaffenen Verhält¬
nissen selbst, die eine allgemeine Verwirrung und Rat¬

losigkeit hervorriefen. Mit einem Schlage wurden

die Absatzverhältnisse fast aller Gewerbe gestört, und

so ist es zu verstehen, daß von wirtschaftlichen Er¬

wägungen heraus bei vielen Arbeitgebern ein Streben

auf Verminderung des Personals sowie auf Herab¬
setzung der Gehälter einsetzte. Vereinzelt wurden

bereits Ende Juli Kündigungen ausgesprochen, in

Hunderten Fällen wurden gleich in den ersten Tagen
nach der Mobilmachung Angestellte ohne weiteres,

entlassen oder vorläufig nach Haufe geschickt, in der

irrigen Annahme, der Krieg berechtige zur sofortigen
Lösung des Dienstverhältnisses. Jn zahlreichen Fällen
begehrten auch Angestellte, namentlich weibliche, deren

Angehörige auswärts wohnen, in dem Bestreben nach
Hause zu kommen, ihre Entlassung, die von den Prin¬
zipalen gern bewilligt wurde. Sehr vielen Ange¬
stellten wurde für Ende September gekündigt, ohne
beurteilen zu können, ob die Geschäftslage das über¬

haupt nötig mache; man wollte stch sichern. Während
bei den gewerblichen Arbeitern die Tarifverträge die

Herabsetzung, der Löhne verhinderten, waren bei den

Handlungsgehilfen und Betriebsbeamten Gehalts-
Herabsetzungen an der Tagesordnung, meistens Wohl
aus dem berechtigten Bestreben heraus, Personal»
Entlassungen zu vermeiden, vielfach aber auch ohne
Not, und wenn auch manche Prinzipale schon bald die

Gehälter wieder aufbesserten, fo blieb es doch in vielen

Fällen bei den Gehaltsherabsetzungen, obgleich das

Geschäft fich schon im ersten Kriegsmonat so besserte,
daß die Arbeit für die Angestellten eher mehr dcnn

weniger wurde. Es tauchten weiter eine Reihe von

Fragen des kaufmännischen Dienstvertrages auf, und

die Gerichtsschreiberei wurde in der ersten Kriegszeit
nicht leer von Rat Erbittenden, der Fernsprecher war

den ganzen Tag in Tätigkeit, und es konnten viele

Klagen vermieden werden. Trotzdem mußten bis

Ende Dezember 143 Klagen erhoben werden wegen

Auflösung des Dienswerhciltnisses aus Anlaß des

Krieges, darunter manche Fälle, in denen Handlungs¬
gehilfen oder Handlungsgehilfinnen voreilig die

Lösung des Dienstverhältnisses selbst gewünscht oder

sich mit der Lösung einverstanden erklärt hatten; es

gelang auch, in vielen dieser Klagen Vergleiche herbei¬

zuführen. 67 Klagen betrafen Gehaltskürzunge»,
darunter eine Reihe, in denen Arbeitgeber mit ihren

Angestellten vereinbart hatten, daß sie vom 1. August
ab zu geringerem Gehalte weiterarbeiten sollten, dann

aber sür Ende September oder Oktober kündigten.
Das Kaufmannsgericht stellte sich auf den Standpunkt,
ein derartiges Verhalten verstoße gegen Treu und

Glanben, die Abrede der Gehaltsminderung werde

hinfällig, wenn dem Gehilfen aus demselben Grunde,
mit dem man die Ermäßigung des Gehalts verlangt

habe, bald darauf kündige, das sei eine Verletzung dcs

getroffenen Abkommens und berechtige den Ange¬

stellten, sich ebenfalls, nicht daran gebunden zn halten.
Unklare Vereinbarungen über Herabsetzung des Ge¬

haltes gaben ebenfalls Anlaß zu Streitigkeiten. Von

den Streitfragen, die sich mit der Einwirkung des

Krieges auf die Anstellungsverträge befassen, hat
wohl,,das meiste Interesse die Frage gefunden, ob und

auf wie lange Zeit der zum Waffendienste einberufene
Handlungsgehilfe Anspruch auf Weiterzahlung dcs

Gehaltes habe. Ueber diese Frage herrscht in Literatur

und Rechtsprechung Streit. Während bisher Wohl

überwiegend die Auffassung vertreten wurde, daß der

Angestellte bei Einberufungen zu militärischen Dienst¬
leistungen nur dann Anspruch habe, wenn er „für eine

verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit" an der Dienst¬
leistung verhindert werde (8 616 B.G.B.), tauchte jetzt
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die Frage auf, ob der Krieg bzw. die Einberufung der

Handlungsgehilfen zum Heeresdienste als „unver¬

schuldetes Unglück" iin Sinne der 88 63, 72,2 H.G.B,
anzusehen sei. Ein Teil der Kaufmannsgerichte be¬

jahte, cin anderer Teil verneinte die Frage; das

Kaufmannsgericht Köln hat zunächst einen vermitteln,

den Standpunkt eingenommen und in Dutzenden
Fällcn Vergleiche herbeigeführt. Die Frage kam dann

in einer Sache zur Entscheidung. Das Kaufmanns»

gcricht billigte einem Handlungsgehilfen, der seit 12

Jahren bei ciner hiesigen Firma beschäftigt war und

der am 15. August zum Heeresdienste eingezogen

wurde, für sechs Wochen 469 Mk. zu. Die Entschei¬

dung des Prozesses hänge von der Frage ab, ob der

gegenwärtige Krieg, der die Einberufung des Klägers

veranlaßt habe, als ein Unglück im Sinn des 8 63 H.G.B,

zu betrachten sei. Diefe Frage müsse bejaht werden.

GeWitz werde niemand die Verpflichtung zum Militär»

dienste und daher auch die Verpflichtung zur Ableistung

militärischer Dienstleistungen als ein Unglück be°

zeichnen, und heute werde jeder deutsche Staatsbürge.r
mit vollem Rechte die Teilnahme an dem gegenwärti-
gen Kriege als die Erfüllung einer Ehrenpflicht be¬

trachten. Die Ansicht Staubs, daß Einberufungen in

den Krieg nicht als Unglücksfall aufgefaßt werden

können, werde jeder ohne Bedenken zustimmen, aber

ebenso werde man ohne Bedenken sagen müssen^ datz

der Krieg selbst, der der Grund zur Einberufung fei,

als ein Unglück in wirtschaftlicher Bcziehung sowohl

für die ganze Nation, wie besonders für diejenigen

betrachtet werden mützte, die an demselben teilnehmen.

Der 8 63 bezeichne nicht näher die Art von Unglück,

deshalb werde man sagen müssen, 'datz jedes unver¬

schuldete Unglück, sei es ein körperliches, sei es wirt¬

schaftlicher Art, geeignet fei, den 8 63 Anwendung

finden zu lassen-, wenn das aber richtig sei, dann müsse

man zu dem Schlüsse kommen, daß dem Kläger, der

durch den Krieg aus seiner ganzen wirtschaftlichen

Tätigkeit herausgerissen worden sei und Stellung und

Erwerb verloren habe, noch für fechs Wochen der

Anspruch auf Zahlung seines Gehaltes zustehe.

Das Landgericht stellte fich auf den Standpunkt,

daß man die Frage weder schlechthin bejahen noch

schlechthin verneinen könne, sondern daß man, ebenso

wie bei der Entscheidung der Frage, ob der Krieg als

höhere Gewalt anzusehen sei, jeden einzelnen Fall für

sich untersuchen müsse, wobei vom Standpunkt des

Handlungsgehilfen aus, zu dessen Schutz 8 63 H.G.B,

bestimmt sei, die wirtschaftliche Seite der Sache —

das Ausbleiben des Gehaltes — in den Vordergrund

zu rücken fei. Gehe man hiervon aus, so fei nicht ein¬

zusehen, daß der Krieg und als dessen Folge die Ein¬

berufung zum Heeresdienste für einen jungen Mann,

der nicht für Weib und Kind zu sorgen habe, ein Un¬

glück im wirtschaftlichen Sinne sein soll. Erhalte er

doch alles, was gu feinem Unterhalte erforderlich sei,
mit seinem Eintritt ins Heer umsonst gestellt. Anders

sei die Sache bei einem Manne zu beurteilen, der wie

der Kläger keine Vermögen besitze und Frau und vier

kleine Kinder zu Hause zurücklasse. Für ihn sei die

Einberufung zum Heeresdienste als Folge, des Krieges
ein Unglück, das die Fortsetzung des Gehaltes für

fechs Wochen rechtfertige. Denn die Bestimmung der

88 63, 72 H.G.B, beruhe auf dem Gedanken, daß dem

Hanölungsgehilfen von seinem Prinzipale über die

ersten schweren Wochen hinweggeholfen werden solle,
bis andere Hilfsmittel, z. B. auf Grund des Gefetzes
betr. die Unterstützung von Familien der im Dienste

eingetretenen Mannschaften, in Wirksamkeit treten.

Die Einberufung gu einer gewöhnlichen militärischen

Uebung in Jriedenszeiten könne man mit der Einbe»

rufung zum Heeresdienste in Kriegszeiten nicht auf

die gleiche Stufe stellen, es fei zu berücksichtigen, daß

sie lange Zeit vorher mitgeteilt werde, fo daß sich der

davon Betroffene wirtschaftlich einrichten könne. Die

Einberufung zum Kriegsdienste erfolge dagegen plötz¬

lich und unerwartet und sei sür den Einberufenen
bzw. dessen Familie gleichzeitig ein harter Schlag.
Die Beschränkung auf derartige Fälle werde fich auch
mit der Leistnngsfähigkeit des Prinzipals regelmäßig
im Einklang finden. Aus diesen Gründen fei die Be¬

rufung zurückzuweisen."

Die freien Gewerkschaften.
Das „Correspondenzblatt der Generalkommission

der Gewerkschaften" berichtet über den Stand der

freien Gewerkschaften am Schlüsse des ersten Kriegs¬

jahres. Jn diesem Bericht, in dem unser Zentral¬
verband der Handlungsgehilfen, hinsichtlich der Mit-

gliederzahl an elfter Stelle steht, heißt es:

„Es ivaren Gewerkschaftsmitglieder zum Heeres¬
dienst berufen:

g«. April ISIS . . . 958 247 41,7 Proz. der Mitglieder
Sl. Juli 191S . . 1 VS1404 42,7 „ „ . „

Der Prozentsatz der zum Kriegsdienst eingezoge¬
nen Mitglieder ist in den einzelnen Verbänden, wie

die nebenstehende Tabelle zeigt, sehr verschieden. Er

steigt von 23,6 Proz. bei den Tabakavbeitern anf 73,2

Prozent bei den Bäckern. Jn den bisherigen Ver¬

öffentlichungen ist der Prozentsatz nach dem Mit¬

gliederbestand am Schluß dcs 2. Quartals 1914 bc>

rechnet worden. Die meisten Verbände haben ini

Lause des Jahres zum Teil nicht unbeträchtliche Neu¬

aufnahmen von Mitgliedern zn verzeichnen. Es ivar

deshalb notwendig, bei der Prozentberechnung die

Neueingetretenen dem Mitgliederbestand am Schluß

des 2. Quartals 1914 hinzuzurechnen. Dadurch hat

sich, wie die untenstehende Ausstellung zeigt, bei ein¬

zelnen Organisationen ein geringerer Prozentsatz der

eingezogenen Mitglieder am 31. Juli als am

36. April 1915 ergeben. So bei den Verbänden der

Bäcker, Fleischer, Dachdecker, Maler, Metallarbeiter,

Kupferschmiede und Sattler. Es kommt bei Beurtei¬

lung dieser Uebersicht nicht darauf an, zu untersuchen,
ob die Angehörigen des einen oder anderen Berufes

mehr oder weniger den Anforderungen des Kriegs¬

dienstes entsprechen, odcr ob mit Rücksicht auf die

Kriegsindustrie Befreiungen vom Heeresdienst not¬

wendig waren. Sie muß von gewerkschaftlichen Ge¬

sichtspunkten aus, allein nach der Richtung erfolgen,
wie die Leistungsfähigkeit der Organisationen, bci

denen mehr als die Hälfte der männlichen Mitglicder
im Felde steht, nach Abschluß des Krieges sich gestalten
wird. Wenn diese Mitglieder znr Friedensarbeit zu¬

rückkehren, werden sie mit vollem Rccht verlangen, daß
ihnen während der Zeit, die sie sür die Erholung von

den Strapazen des Felddienstes bedürfen, oder in der

sie vergeblich fich bemühen, eine Arbeitsstelle zu finden,
Hilfe geboten wird, unr vor der äußersten Not geschützt
zu sein. Es erscheint ausgeschlossen, daß die betreffen¬
den Gewerkschaften diesen berechtigten Anforderungen
ihrer Mitglieder werden genügen können. Hier wird

die Anerkennung dessen, was die Gewerkschaften wäh¬
rend der Kriegszeit geleistet haben, seitens der Rcichs-
regierung zum Ausdruck zu bringen sein. Sie darf

! erband

der

Bäcker und Konditoren. .

Gärtner

Fleischer
Zimmerer
Maschinisten
Glaser
Steinsetzer
Buchdrucker . . ... . .

Dachdecker
Hausangestellte . . . .

Transportarbeiter . . .

Lithographen ... . .

Bauarbeiter

Brauerei» u, Mühlenarbeiter
Fabrikarbeiter
Töpfer
Holzarbeiter
Steinarbeiter

Porzellanarbeitcr....
Buchdruckereihilfsarbciter .

Bildhauer
Metallarbeiter

Gastwirtsgehilfen. . . .

Glasarbeiter

Tapezierer
Böttcher
Gemeindearbeitcr. . . .

Handlungsgehilfen . . .

Maler........

Notenstecher
Schiffszimmerer . . . .

Xylographen
Lederarb. u. Handschuhmach,
Schneider ......

Buchbinder
Textilarbeiter
Hutmachcr
Kürschner
Kupferschmiede
Bergarbeiter . . . . .

Schuhmacher , . . . .

Landarbciter

Friseure
Asphalteure
Sattler und Portefeuiller.
Zivilmusiker
Bureauangestellte....
Tabakarbeiter

1»1S

73,2
S3,1
61,3
53,1

!^ 50,2
!!50,0
'48,7
48,3

i 47,0
46.4

. 46,4

!44,5
44,3
44,2
44,0
43,7
43,5
43,5
42,0
42,8
42,6
42,6
41,8
41,6
41,5
40,5
30,1
38,9
38,7
38,6
38.6
38,0
37,3
37,1
36,7
36.4
36,2
35,4
35,1
33,S

32,6
31,9
31,3
30,9
29,7
28,9
27,5
23,6

76,8
62,9
84,2
44,4
45,2
41,3
41,1

40,0
49,9

48,0
,45,0

39,1
43,7

! 44,7

I 39,2
!39,S
!40,4
37,2
38,3

^39,1
38,3
44,2
41,7
35,1
39,5
38,2
38,8
34,5
39,3
32,2
38,4
24,9
36,1
37,8
34,4
32,5
34,3
31.3
38,5
33,6
33,3
29,6
31,1
26,8
38,8
27,3
25,9
21,6

55,4
53,8

70,8
36,6
37,0
39,8
33,8
32,3
45,1
28.0

37,8
28,4
32.2
34,5
33,2
33.5
32,7
34,1
30,9
26,3
30,6
39,4
31,4
29,2
33,6
31,1
31.4
22,6
30,3
20,5
34,3
24,9
29.4
33.2
24,4
23,5
24.6

25,4
33,0
28,1
27,0

19,6
21.5
22,4
31,1
21,0
18,8
17,1

1814

41,0
43,5
55,2
36,7
32,7
30,9
27,6
25,3

36,8
35,4
22,9

30,7
33,6
30,7
29,7
33,1
23,1
26,7
25,3
27,2
34,4
34,2
25,5
33,0
32,7
31,2
19,5
31,1
20,5

29,9
19,7
26,7

30,7
20,8
18,1
20,0
21,9
28.2
30,1
22.1
19,0
25,3
21,7
32,2
17,2
15,5
14,4

33,6
28,3
56,5
35,1
24,4
29,8

27,4
18,4

30,4

29,6
21 2

39,0
27,4
35,2
25,6
23.9
22 2

22 1

14'9
21 2

2?'4
25,4
21,8
25,0
22,3

26,2
15,4
24,3
15,2
26,6
17,1
28,5
27,2
16.1
14,5
22 1

19.1
25,6
25,5
18,2
17,2
18,0
19.1
23,0
17,7
16,1
11,3

' Nach dcm Mitglicderbcswnd am Schlich dcs 2. Quartals 1S14

berechnet, i Nnch dcm Mitgliederbestand am Schlich dcs 2, Quartals

unter Hinzurechnung der bis zum öl, Juli ISIS ncueingetretencn Mit¬

glieder berechnet,

die Fürsorge für die zurückkehrenden Kriegsteilnehmer
nicht den Gewerkschaften allein überlassen, sondern muß
ihrerseits Mittel zur Verfügung stellen, dcn Hilfe¬
bedürftigen Hilfe zu leisten. Es muß anerkannt lver¬

den, daß auf Anforderung der Gewerkschaftsvertreter,
die

.

der sozialdemokratischen Fraktion dcs Deutschen

Reichstages angehören, die Reichsregierung weitere

2g« Millionen Mark dem Hilfsfonds für die durch
den Krieg in ihrer Lebenshaltung Beeinträchtigten und

der Familien dcr Kricgstcilnchmcr zuzuführen. Ein

großer Teil dieser Summe wird jedenfalls für Unter¬

stützung der Textilarbeiter verbraucht wcrdcn, deren

Arbeitstätigkeit durch Bundesratsverordnung einge¬

schränkt worden ist. Pflicht dcr Reichsregierung wird

es sein, zur gegebenen Zeit die erforderlichen Mittel

zur Uiiterstützung der Hilfsbedürftigen zur Verfügung
zu stellen.

Die Arbeitslosigkeit hat in dem letzten Vierteljahr
in einigen Gewerkschaften eine nicht unbeträchtliche
Steigerung erfahren, ivie nachstehende Uebersicht zeigt:

Verband

dcr

1!

2
^

3,

4!
5'

6

7

8!
9

10

12

13

14

15

16

17

18

19

2«

21'
22

23!
24

25

26!

27!,
28

'

29?
3«

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44^
45

46

47

Hutmachcr
Hausangestellten . . . .

Zivilinusiker
Porzellanarbeitcr....
Buchbinder
Glasarbeiter

Notcnftecher
Bildhauer
Schneider
Textilarbeiter
Gastwirtsgehilfen, . . .

Glaser
Schuhmacher
Xtstographen
Buchdruckcrcihilfsarbeitcr ,

Tapezierer
Holzarbeiter
Lithographen
Töpfer
Fleischer
Handlungsgehilfen . . .

Friseure
Lederarb. u. Handschuhmach.
Maler

Sattler und Portefeuiller.
Bäcker und Konditoren. .

Maschinisten
Metallarbeiter

Zimmerer
Buchdrucker
Kürschner
Steinarbeitcr

Bauarbeiter

Kupferschmiede
Bureauangestelltcn . . .

Schiffszimmerer ....

Dachdecker
Gärtner

Steinsetzer
Fabrikarbeiter
Transportarbeiter . . .

Asphaltcure
Tabakarbeiter

Böttcher
Brauerei-u.Mühlcuarbcitcr
Gemeindearbeiter....

Bergarbeiter ... . .

Es zählten Arbeitslose:

41,7
!15,4
14.2

^13,0
10,7
10,0
9,3
6,9
6,6

6,5
6.2

4,8
4,5
4,1

3,9 I
3,7

3,6
3,0 !

2,9
2,6
2,5
2,5
2,3
1,8

1,5 !

Ich
1,5
1,5 !
1,4 !

1,3!
1,3
1,2
1,1
1,0

1,0
0.9

0,9
0,9
0,8

0.8

o,ö
0.6

0,4
0,4

0,3

0,0

1Ü1S lvli

! ?
! -5?

22,1 14,5 41,3 66,7

10,1 14,4 19,6 ?

15,2 42,4 33,2 88,4
13,5 17.3 31,2 49,1
10,0 12,8 23,9 36,7

7,0 12.3 24.5 63,6

1,7 11,0 0,9 I7,l
10,2 22.6 41,8 50,5

1,5 4,2 4,3 22,3
5,5 5.2 8,9 23,6

7,4 17,2 '28,9 30,7
11,8 19,9 11,6 21,5

3,3 2,7 15,9 15,7

8,8 54,9 60,0

5,8 19.5 ! 16,6 43.8

1.2 1,5 8,6 32,8

5,6 13,5 24,6 34,7
4,3 12,1 !3V,6 49,3

9,2 17.4 ! 15,3 28,4
2 2 1,6 0,6 1,1
Ich 3.5 5,7 4,0
3,8 12,3 19.1 19,4
4.7 6,0 i 6,5 26,1

4,7 22.2 r 15,1 26,0

1,0 1.0 13,1 32,4

1,6 6,1 ! 3,8 9,2

1,2 3.4 ! s,o 7,2
1,5 2.6 ! 8.2 20,1
5,2 17,0

^ 8,3 16,1

1,6 8,5 22,5 30,0
9,5 6,5 2,2 16,2
1,8 10,1 4,6 9.3

2.7 13,4 8,4 25,4

1,3 2,0 2,1 6,6

0,8 1,6 >,7 4,"

1,0 3,2 3,9 7,6

6,8 17,2 18,5
— 2,4 1,8 5,4

1,9 43,0 1i,0
1,3 4,6 12,7 23,7

1,5 3.2 6,9 7,7

4,4 11,2 5,4 19,2

9,8 1,0 4,8 28,9

0,4 1.4 5,2 9,9

0,9 1.5 1,4 2,l

0,3 1,2 1,3 1,3

0,1 0,1 0,4 2,6

Hutmacher
Hausangestellte
Glasarbeitcr.

Notenstecher

NIN

30, Slpril l'IIS

Prozent

22 1'

Ichl
. 7,0

1,7

Schneider 1,5

NNI

SI, Juli NNS

Prozent

41,7
15,4
10.«

9,3

6,6
6,5
4.8
3,9
2,6

Textilarbeiter ... 5,5

Schuhmacher. . , . 3,3

Tapezierer .... 1,2

Handlungsgehilfen, . 1,9

Es hatten arbeitslose Mitgliedcr am 31. Juli
1915: ein Vcrband über 4« Proz.; süns Vcrbändc 1«

bis 15; sechs Verbände 5 bis 1«; sieben Vcrbändc

3 bis 5; siebzehn Verbände 1 bis 3 und elf Verbände

weniger als 1 Proz. An den einzelnen Erhebnngs-
terminen hatten die Verbände Arbeitslose:

Anfang September 370126—21,2 Proz. der Mitglicdcr
31, Oktober .... 175500^10,7 „ „

39. Januar 1915 . 96 393-^ 6,6 „

30. April 1915 ... 36 081^ 2,8 „ „

31. Juli 1915 ... 30006^ 2,6 „ „

Außerdem hatten am 31. Juli 1915 44 379 Vcr-

bandsinitglieder infolge Arbeitszeitverkürzung und

Lohnkürzung eine Verringerung ihres Einkommens.

Die Verbände haben, wic umstehende Tabelle zcigt,
große Aufwendungen für dic arbeitslosen Mitglicder
machen miisscn. Bei dem Verband der Asphalteure ist
die Summe, die sür Arbeitslose und Familien dcr

Kriegsteilnehmer seit dem 3. August 1914 verausgabt
wurde, geringer angegeben, als in der Statistik vom

3«. April 1915. Die neuen Zahlen beruhen aus ge¬

nauerer Nachprüfung.

Vermögen die Verbände auch, wie die Dinge sich

gestaltet haben, jetzt ihre Aufgaben zu erfüllen, so muß

doch in Berücksichtigung gezogen werden, daß ihr Mit¬

gliederbestand von 2 51« 585 am Schluß des 2. Quar¬

tals 1914 auf 1180 489 am 31. Juli 1915 zurück-

gegangen ist. Anch dic Zahl der Zwcigvcrcine bat sich

im letzten Vierteljahr von 10 557 ans 10 276 ver¬

ringert. Alle diese Umstände lassen es dringe,id

geboten erscheinen, daß der wiederholte Mahnruf, Vor¬

sorge sür die zu erwartende kritische Zeit nach Abschluß

des Kricgcs zn trcffcn, an dcn maßgebenden Stellen

nicht überhört wird. Den anerkennenden Worten der

Reichsleitung muß die Tat folgen. Wir erwarten be¬

stimmt, daß die Hoffnung der Arbeiter nicht getäuscht
ivird. Iu dcr Zcit dcr schwersten Not habcn die Ar¬

beiterorganisationen ihrc Pflicht erfüllt. Sic müssen

erwarten, daß dementsprechend ihre berechtigten An¬

forderungen erfüllt werden."
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14

15
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17

18

,9

20

21

22

23

24

25

2,1

27

28

29

3l1

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

13

44

45

46

4
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Verband

dcr

Von der Berichterstattung am Arbeitslos waren am
cit hatten

ß ZA-»,
s
"

Ü I

Kriegs» gezahlt
IS SZZ «

Mitglied! SIS

insg 31. Juli 1915 wurden erfaßt

Mitglieder

31. I

miiimlich

uli 1915

weiblich

Mitglieder

zusammen

ff

ürzte

Arbcitsz
kürzten
Lohn

Mitgliedcr
L - ?

-2 ^

iz " ^

S « I «
S -« ^

«2 D A s

,hl

de Juli Zahl Zahl Zahl » ?

« i?

s?

M ^ K SU
ZA"

sZ
S Zahl

,s

Zahl Mk, Mk, Mk,

3 4 ° u 7 S g 10 ii l!Z 13 14 IS IU 17 i«

5l7 507 507 98,1 3 3 0,6 2 5 079 4 746 «978 1

10 763 8 098 2 665 1« 763 100,0 97 64 161 1,5 129 — — 7« 801 110 626 212 735 2

104 550 104 008 — 104 008 99.5 1256 — 1256 1,2 694 — — 2 855 343 2 32« «28 5 «16 464 3

50 97« 5« «03 — 5« «03 98,1 18 — 18 «,« 18 — — 87 415 82« 539 l 1 «44 «70 4

1 405 1405 — 1 405 100,0 97 — 97 6,9 38 41 — 79 30« 191« 82 5«« 5

4 592 4117 — 4117 89,7 15 — 15 0,4 IS 51 7 34 288 ^ 73 279 2 137 576 6

23 994 2« 30« 1 15« 21 45« 89,7 34 58 92 0,4 43 43« 133 71 50« 2 41« ««0 ° 680 00« 7

18 401 7 216 1«91« 1812S 98,5 22« 1713 1933 10,7 492 3 712 66 < 466 863 ° 9 812 « 406 643

35 450 35 45« — 35 45« 100,0 511 — 511 1.4 335 301 76 3 237 478 561 643 6 374 828 9

8 132 3 044 4 751 7 795 95,9 33 285 318 4,1 163 584 — .161 337 10 061 21« 877 I«

6 766 6 147 «1« 6 766 100,0 35 34 69 1,U 6 21« — 17 090 12 947 « 43 01« 11

3 585 3 425 3 425 95,5 32 — 32 0.9 32 — — 16 009 25 237 65 865 12

99 288 73 007 19 235 92 242 92,9 218 493 711 «,8 676 32« 30« 1 229 716 59« 603 2 291 364 13

2 557 2 192 365 2 557 100.0 33 4« 73 2,9 — — — 1 287 32 284 34 698 14

553 551 2 553 100,0 14 — 14 2.5 1 39 ,— 1358 1 727 3 085 15

1 744 1 735 9 1744 100,0 1« — 16 0,9 5 —. 4 «58 2«.253 25 922 16

5 88« 4 924 631 5 555 94,5 262 85 347 6.2 22 — — 74 7V2 1«6 331 192 883 17

28 682 27 358! 1 279 28 637 99,8
?

62 28 9« 0,3 60 n 23 — 5« 282 379 431 673 7S2 18

' 7 052 6 404! 648 7 «52 389 313 7«2 10,0 239 507 .2 235 883 54 337 302 2S0 19

1316 1 314! 1 316 100,0 7« — 7« 5,3 37 28 4 52 58« 2« 789 77 882 2«

25 972 11 048! 14 924 25 972 100,0 154 533 687 2,6 84 — — 44 698 w 15 021 74 248 21

3 902 12 3 775 3 787 97.1 1 584 585 15,4 — — —, — —
" 2 S63 .22

86 350 z 84 838 98,2 z 3175 3,7 150« 8 00« — 3 243 «0« 1 «30 «00 4 438 500 23

8 230 2 981 5 249 8 23« 100.« 147 3 283 3 43« 41,7 10« 320 4« 141««« 13 136 178 ««« 21

3 426 3 347 — 3 347 97,7 36 — 36 1,1 36 31 — 34 22« " 104 90« 142 357 25

2 472 1 153! 694 1847 74,7 5 19 24 1,3 15 116 — 15 264 " 22 377 37 «31 2«

8814 7 239! 1 «98 8 337 94,6
14 ? 14 ^ ? —

14 ^ — —
" 1 897 27 153 27

«145 7 30l! 1 844 9145 1««,« 12« 104 233 2,5 49 1 626 — 167 754 48 41« 245 987 28

8 373 8 367 6 8 373 ivo.« 3«1 — 3«l 3,6 256 1694 — 322 358 — 369 224 29

13 438 13 345! 4 13 349 «9,3 30« — 3«9 2,3 34 — 177 882 68 511 299 891 3«

8 843 7 50N, — 7 50« 84,4 11« — 11« 1,6 11« — — 83 603 «7 «68 168 976 31

269 849 237 894 21 80« 259 694 96,2 2 274 1520 ,3 794 1,S 1766 — 6 381 «95 1 464 503 l«7 241 369 32

269 269 — 269 100,0 25 — 25 9,3 25 146 — 11 639 1875 26 «26 33

7 731 5 110! 2 671! 7 781 100,0 431, 583 1014 13,0 2« 3 768 — 17« 964 — 177 364 34

15 778 13 662 2116 15 778 100,0 152 139 291 1,3 66 237 — 117 693 113 591 24« 327 35

1 682 1 682 — 1 682 100,0 16 — 16 1,0 6 23 — 17 312 27 175 48 144 36

28 275 2« 299! 7 976! 28 275 100,0 876 983 1859 6,6 81 —
-« 112 19« 262 217 482 477 37

22 654 14 49«! 5 933! 20 423 90.1 241 . 74«. 981 4,8 182 2 693 — 324 856 141 358 522 522 38

8 079 8 «Ich 64! 8 «79 100.« 102 — 102 1,3 M 21« — 142 781 166 953 394 663 39

4106 3 397! — 3 397 82.7 30, — 30 0,9 — —, — 2« 65« 115 343 174 948 40

22 918 1« 256! 9 644! 19 99« 86.8 13. 114 . 127 0,6 «8 — 178 90« 11591 231476 41

3 870 3 669 j 156 3 825 98,8 138 1« 143 3,9
6,5

6« — — 79 245 ^ 97 276 ,88 788 42

77 857 36 222! 38 8«9 75 «31 96,4 1 105 3 737 4 842 1328 1« 162 — 822 995 101 619 1 «59 971 43

4 393 4 314! 1 4 315 98,2 123 — 128 3,« 23 277 — 76 353 31 463 121751 44

92 203 z ? 86 970 94,3 «14 114 728 0,8 198 — — 7,7« 137 455 875 1 491 «12 45

264 264' — 2tt4 . 100,0 12 — 12 4,5 4 15 — 16 211 1000 17 250 16

24 314 24 314! — 24 314 ! 100,0 363 — 363 1,5 — 316 083 458 10« 8«5 633 47

I 125 9«4j — 9«2 ! 80,2 128 128 14,2 — — — 16 77« 1 832 21 5l7 48

1 18« 489 I 808 257! 1S9 «3«! 1 139 095 I 96,5 I 11 255 15 576 s 30 006 > 2,6 I 9926 I 44 379 ! «33 21 578 50« ^10421 584 > 36 724161

Asphalteure
Bäcker uud Konditoren. . . , ,

Bauarbeiter .

Bergarbeiter
Bildhauer

Böttcher .

Brauerei- uud Mühlenarbeitcr. . .

Buchbinder
Buchdrucker
Buchdruckerei-Hilfsarbeiter . . .

Bureauangestelllcn . , . . . .

Dachdecker
Fabrikarbeiter ........
Fleischer
Friseure
Gärtner

Gastwirisgehilfen
giemeindearbeiter

Glasarbeiter

Glaser
Handlungsgehilfen
Hausangestellten
Holzarbcitcr
Hutmachcr
Kupferschmiede
«ürschncr
Handarbeiter
Lederarbeiter und Handschuhmacher
Lithographen
Maler . .

Maschinisten
Metallarbeiter

Notenstecher
Porzellanarbeiter
Sattler und Portefeuiller ....
Schiffszimmcrcr
Schneider
Schuhmacher
Stciuarbeiter

Steinsetzer
Tabalarbcitcr , .

Tapezierer
Tertilarbeitcr

Töpfer
Transportarbeiter
Xylographen
Zimmerer . . . ,

Zivilmnsiler

WUMNM

Anmerknngc
iasicn 4^L«4 Ml,

'

7i»Z Ml. aus

sichcrnngssnmmcii
einem «ils^sonds ,

, .
.

, , , .

ses,stellen zn können-, dcsgicichcn nuch nicht die Zahl dcr bci dcriurzier Arbeitszeit nnd bci verkürztem Lohn beschäftigten Mitglieder. >° Nur aus Lokalkassc,,, >« Darunter L48L8Mk. aus Lolalkasscn, « 3 Mitglieder hatten

vcrliirzic Arbeitszeit und M Mitglieder gekürzten Lohn, " Ohnc Rcchisschutz, hiersür 1« 477 Ml, " Notstandsuntcrstübung nn Arbeitslose, Der Verband gcwährt statutarisch leine ArbeitSIoscnmitcrsiüsMng, Arbeits¬

losenunterstützung wurde »in l, April UN5 aufgehoben, Nur verkürzte Arbeitszeit: gekürzten Lohn hatten 30S Mitglieder, 22 Darunter Sl42i Mk, aus Lokaikassen und Kvn Extrnbciträgcn,

Frauenarbeit nnd Krieg.
In oen „sozialistischen Monatsheften" vom

!l, September hat Gertrud Hanua einc Abhandlung
über die Förderung der Franenerwerbsarbeit durch
dcn Kricg vcrössentlicht, ans dcr ivir cinigc Tcilc hicr
abdrucken:

„Aber auch ohnc zahlcnniäßige Bcivcifc ist dic Zu-
nähme der Fraueneriverbsarbeit erkennbar. Sic sällt

sogar dein anfinertfamen Beobachter im Straßenlcbcn

auf. Er ficht täglich und stündlich anfö ucuc, daß

Frauen jetzt Arbeiten verrichten, die früher nur

Männern iibcrtraa.cn ivurdcn. Sie gehen mit Leitern

»nd Eimern zur Reinigung der Fenster, sie tragen

Laste», faliien Karren »nd Räder init Arbeitsmate¬

rial und Waren, fie arbeiteil nlS Schaffnerinnen auf
der Straßenbahn, sind Wegebauer, knipsen Fahr¬
karten auf der Eisenbahn und Hochbahn, find Tür¬

schließer, ^nhrstnhlfiihrer und Portiers, kurz sie
spielen, ivie selbst dem Laien bemerkbar, im wirt¬

schaftlichen Leben und im Verkehr eine Rolle ivie nie

zuvor, Vielen der jetzt üblichen Arbeiterinnenbeschäf-
tigiingen standen sogar früher die Arbciterschntz-
bestiminiliigen im Weg. Dcr Kricg, der dnrch die Ein¬

ziehung ^dcs Landsturms bewirkte Mangel an männ¬

liche» Arbcitskräftc» sowic dcr Umstand, daß in so
viclc» Familicn dcr Hanvtvcroicncr fchlt und die

Unterstützungen die nötigem Ausgabcn nicht decken,

babcn großc Scharcn wciblichcr Arbeitskräfte in die

Fabriken, Werkstätten, Läden, Kontore nnd zil allen

möglichen Arbeitsplätzen gctriebcn nnd deren Inhaber
veranlaßt, Franen in größerer Zahl und selbst dort

zu vcrwcndcn, ivo srühcr nur Männcr tätig waren.

Tic bci Bcginn dcs Kricgcs in dcr dcnkwürdigcn
Neichstagssilzung vom 4, August erlassenen Notgesetze

haben die Einstellung von Frauen überall ermöglicht
und lassen ihre Beschäftigung zu jeder Tages- und

,7uch Nachtzeit sclbst in Berufen zu, für die ein Verbot

dcr Bcschäftiguug vou Frauen aus Gesundheitsrück¬

sichten und wegen eventueller sittlicher Gefahren be¬

stand. Außcrdcm hat da, ivo Vorurtcil, Ucbcrlicfc-
r»»g odcr ähnlichcs die Frauenarbeit bisher nicht aus¬
kommen ließen, das Fehlen männlicher Arbeiter dazu
geführt, von der altcn Gcwvhnheit abzngehe».

Ein solcher Fall liegt znm Beispiel bei der An¬

stellung von Fraueu zur Bedienung der Gäste in Gast¬
wirtschaften vor. Außer in Lokalen bestimmter Rich¬
tung kauiite man in Norddeutschland keine Kellne¬

rinnen. Jctzt sind sic in großer Zahl anzutreffen. Das

Publikum hat sich schnell an die weibliche Bedienung
gewöhnt. Manchmal kann man allerdings auch beob¬

achten, daß man den weiblichen Gastwirtsgehilfen
gegenüber die Manieren der Animierkncipcn zeigt,
aus denen ein Tcil dcr Kellnerinnen vielleicht her¬
kommen mag. Jm allgemeinen setzt sich aber immer

mehr die Gewohnheit durch, in den Kellnerinnen in

Bierlokalen anch nnr die Arbcitcrinucn zn sehen, die

den Gästen gegen Entgelt Getränke und Essen verab¬

folgen. Es ist das erfreulich, da die Kellnerinnen

früher so häufig durch ihren Beruf auf eine abschüssige
Bahn getrieben wurden. Sicher wird ein Teil der

Gastwirtschaften, die ivährcud der .Kriegszeit die weib¬

liche Bedienung eingeführt habcn, diese nach dem

Krieg beibehalten. Wenn dadnrch auch noch später
einer Anzahl Kellnerinnen Gelegenheit zum Verdienst
in anständigen Lokalen gegeben wird, iverden manche
gern darauf verzichten, wieder Stellung in Animier-

kneipcn zn suchen, die einen so guten Nährboden für
Prostitution und Geschlechtskrankheiten abgeben.
Schon deshalb wäre es wünschenswert, dnß dieser
Frauengruppe nicht nach deni Krieg der Weg zu an¬

ständigern Lcbenserwerb wieder versperrt nnd, ivie

früher in manchen Bczirkcn, weibliche Bedienung nur

in anrüchigen Kneipen angenommen wird. . . .

Daß dieses Streben nicht aussichtslos ist, zeigt
übrigens die Haltung der Arbeiterorganisationen znr

Frauenarbeit. Eine grundsätzlich ablehnende Stellung

znr Heranziehung von Frauen für Arbeiten, zu denen

sie bisher nicht verwendet wurden, nimmt nur der Ver¬

band der dcntschcn Buchdruckcr cin. Dic Prinzipalc
siud dort dafür eingetreten, Fraueil zllr Arbeit «u dcn

Setzmaschinen anzulernen. Die Gehilfen setzen dein

energischen Widerstand entgegen, nnd sic haben dabei

das Tnrisaint auf ihrer Seite. Die Ursache ist dic

Furcht, daß sie durch die Zulassung von Frauen den

Einfluß auf die Arbeitsbedingungen verlieren könnten,
den sich die Buchdrucker durch ihre Tarifgemeinschaft
crworbcn haben. Es stcht nämlich fcst, daß der

Wunsch der Unternehmer, Frauenarbeit cinzuführcn,
uicht durch Mangel an geeignetem männlichen Perso¬
nal wachgerufen ist; aus den Reihen der gelernten
Handsetzer hätten sic inännlichc Kräftc znm Anlernen

für die Setzmaschine finden können. Ausschlaggebend
ivar für sie das Verlangen nach billigen Arbeits¬

kräften. Denn nach den Bekanntmachungen dcs Tarif-
amts haben sie keinen Gebranch von dem Angebot ge¬

inacht, ihnen ans den Reihen" der Hanösctzcr und

Sctzerlehrlinge rechtzeitig ausreichenden Nachwuchs
für die Arbeit an der Setzmaschine zu beschaffen. Durch
dicse Feststellungen wird der Haltuug dcr Gehilfen-
organisation zum großen Teil die Schärfe genommen,
die eine so strikte Ablchnnng der Frauenarbeit zu

haben scheint. Es, ist begreiflich, daß ein Verband, dcr

in langjähriger Örganisationsarbeit und nach schwe¬
ren Kämpfen eine feste Negctnng dcr Arbeitsverhält-
nisse erreicht und der Arbeiterschaft des Gewerbes

einen großen Einfluß auf sie verschafft hat, seine Er-

rungcuschaftcu nicht so ohne weiteres preisgibt. Denn

leider ist nun einmal noch immer die Heranziehung
von Franen mit einer Verschlechterung der Arbeits¬

bedingungen verbunden. Außerdem halten die Buch¬
drucker ihre Arbeit, auch die an der Setzmaschine, sür
Frauen fiir gesundheitsschädlich: sie suchen dies durch
die Erfahrungen zn beweisen, die man im Ausland
und auch in Deutschland in den wenigen Fällen ge¬

macht hat, in denen Frauen zn diesen Arbeiten ver¬

wendet worden sind.
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Daß bei solchem Kampf um Positionen, deren

Verlust außerdem das Abgehen von alten Gewöhn»

Heiken bedeutet, übertrieben ivird und man zu Argu»
nienten greift, die nicht stichhaltig sind, ist nicht so er»

ftaunlich. Solche Argumente sind die Behauptungen,
daß Frauen auch nicht fähig wären, den Setzerinnen-
bernf auszuüben, weil bei ihrer Arbeit zu viele Kor»

rekturen nötig wären, iveil sie schlechtgeschriebene
Manuskripte nicht lesen iind kleine Reparaturen an

der Setzmaschine nicht selbst ausführen könnten. Setze-
rinnen, die nur in dieser Weise arbeiten können, wären

allerdings für diesen Beruf nicht brauchbar. Aber es

wird doch gewiß intelligente Frauen geben, die auch

diese Kunst genau so zu erlernen imstande sind wie

die Männer. Uebertrieben scheinen auch die gesund»
Zeitlichen Gefahren zu fein, die die Buchdrucker in

'ihrem Beruf fiir Frauen sehen. Sicher ist die Arbeit

an der Setzmaschine schwcr nnd anstrengend, auch un»

gesund wegen der Gefahr der Bleivergiftung, für die

im allgemeinen wohl Franen'leichter empfänglich sind.
Llber welches Gewerbe weist denn gnr keine gesund»
Zeitlichen Schädignnge» auf? Diese können zudem
diirch sanitären Arbeiterschntz, kurze Arbeitszeit und

ausreichende Löhne erheblich eingeschränkt werden. Ob

die ablehnende Haltung der Buchdruckerorganisation
die weiblichen Arbeitskräfte auf die Dauer vom Beruf
fernhalten wird, ist fraglich. Es wird nicht zuletzt da»

von abhängen, wieweit der Krieg Lücken in die Reihen
der Buchdrucker reißt. Schon jetzt war in Einzelfällen
Ersatz schwierig. Es ist nicht ausgeschlossen, daß es

wahrend der Kriegszeit doch noch, wenn auch verein»

zelt, zur Einstellung von Frauen kommt. Ist einmal

Bresche geschlagen, so ist es aber nicht mehr so leicht,
die frühere Kainpfesfront genau wiederherzustellen.
Es wäre dann auch für die Buchdrucker die Zeit ge»

kommen, wo sie den veränderten Verhältnissen Rech»
nung tragen müssen.

Jn anderen Organisationcn, soweit fie zu den der

Gencralkominission angeschlossenen Verbäirden ge»

hören, ist eine folche Ablehnung der Frauenarbeit nicht
mehr zn finden. Wohl aber wenden sich verschiedene
Verbände gegen deren lohndrückende Wirkung, die

wohl ausnahmslos anzutreffen ist. Wenn sie in Einzel»
fällen zir einem Haß gegen die Franenarbeit und die

arbeitenden Frauen führt, so ist das nachzufühlen,
allerdings nicht gutzuheißen. Denn es wird dadurch
uur Schaden gestiftet, irgendeine Besserung aber nicht
geschaffen. Den Organisationen erwächst durch die

stärkere Beschäftigung von Frauen die Aufgabe, mehr
als bisher für die Organisierung Her Arbeiterinnen
-zn wirken. Daß sie dazu bereit sind, beweist ein Be»

schluß der letzten Konferenz der Vertreter der Ver»

bandsvorstände, durch den die Generalkommission be»

auftragt wird, eine gewerkschaftliche Frauenzeitung zu

schaffen. Die Frau ist heute, unter den Verhältnissen,
die der Krieg erzeugt hat, noch in höherem Maß ein

unentbehrlicher Faktor des wirtschaftlichen Lebens als

frühcr. Damit müssen die Gewerkschaften rechnen,
danach müssen fie ihre Maßnahmen treffen.

Allerdings wird das nicht fo leicht sein. Die

Schwierigkeiten entstehen zum großen Teil durch das

Verhalten der jungen Arbeiterinnen und weiblichen
Aligestellten selbst, die ihre Erwerbsarbeit meist nur

als vorübergehende Erscheinung ansehen und sie des¬

halb recht häufig nicht so ernst nehmen wie der junge
Man», der von Kindheit an weih, daß er später etwas

werden muß. Die Erkenntnis, daß wohl recht zahl¬
reiche heiratsfähige Mädchen der jetzt lebenden Gene¬

ration unverheiratet und dadurch unversorgt werden

bleiben, müssen, wird sicher dazu beitragen, bei ihnen
größeren Ernst fiir ihre Berufsarbeit zu wecken. Häus¬

liche Erziehung, die Schule und die Kollegen bei der

Arbeit könnten nach dieser Richtung fördernd wirken.

In einer Zeit, in der die Frnucnerwerbsnrbeit bereits

in nllen Berufen so weite Kreise gezogen hat, kann

keine Rede mehr davon sein, ein Verbot der Frauen¬
arbeit zu fordern; fondern nur noch davon, wie die

Schäden der Franenerwerbsarbeit am besten zu be¬

seitigen sind. Zur Lösung dieser Frage gehört es, daß
die Franenarbeit nicht mehr als geringwertig ange¬

sehen wird und nach dem Krieg nicht wieder alle die

Schranken vor ihr aufgerichtet iverden, die früher be¬

standen. Wo weniger intensive Ausbildung schuld nn

minderwertiger Leistung war, muß diese besser und

ziveckmäßiger gestaltet werden. Bis jetzt ist der Beweis

noch nicht erbracht, daß Frauen ihrer Natur nach nicht
die genügende geistige Entwickelungsfähigkeit besitzen.

Freilich bleiben dann noch immer Berufe übrig,
für die nuch dem Krieg Frauen nicht in Frage kommen.

Zunächst werden sie, von allen Arbeitsplätzen ver-

Wvinden, für die die Beschäftigung weiblicher Ar¬

beiter durch die Arbeiterschntzgesetzgebung verboten ist.
Ferner werden die Arbeiter und die Wissenschaft fest¬
stellen müssen, wieweit in Berufen, die der Krieg den

Frauen erschlossen hat, ein Verbot der Beschäftigung
«us Gesundheitsrücksichten am Platz ist. Entsprechende
Arbeiterschutzbestimmungen dürften iii solchen Fällcn
um so leichter geschaffen iverden, nls die Gesamtheit
nach dem Krieg noch mehr nn der Gesnnderlmltiing dcs

Nachwuchses interessiert sein Wird, nlö cs frühcr schon
der Fall war."

Das danerkdc Kachtbackverbst.
Das Reichsamt des Innern hat nachstehenden

Gesetzentwurf aufgestellt:
§ 1. In Backereien und Konditoreien — einschließ¬

lich der Anlagen zur Herstellung von Zwieback, Keks,

Honigkuchen, Lebkuchen, Masseln oder Matzes —, auch wenn

sie einen Teil von Gast- und Schankwirtschaften bildcn,

muß der Betrieb von 8 Uhr abends bis 5 Uhr nrorgens

vollständig ruhem
Jn Aulagen, in denen die regelmäßige tägliche Ar¬

beitszeit der Gesellen, Gehilsen, Lehrlinge und sonstigcn

gewerblichen Arbeiter acht Stunden ausschließlich der

Pausen nicht überschreitet, braucht die Betriebsruhe erst

um 9 Uhr abends zu beginnen.
§ 2. Die Lnndeszentralbehörde oder die von ihr be¬

stimmten Behörden können auf Antrag für ihren Bezirk
oder für Teile desselben oder für einzelne Anlagen eine

Verschiebung dcr Lage der neun- oder achtstündigen Bc-

tricbs-Nachruhe genehmigen.
8 3. An Sonn- uns Festtagen — § 19Ss. Absatz 2

dcr Gewerbeordnung — hat der Betrieb von 9 Uhr vor¬

mittags ab mit der Maßgabe völlig zu ruhen, daß nach
6 Uhr abends — an zwei unmittelbar aufeinander folgen¬
den Sonn- oder Festtagen nur am zweiten Tage nach
6 Uhr abends — während ciner Stunde Arbeiten vorge¬

nommen werden dürfen, die zur Vorbereitung der Wieder¬

aufnahme des regelmäßigen Betriebes am nächsten Tage
notwendig sind.

Von drei unmittelbar aufeinander folgenden Sonn¬

oder Festtagen gilt der dritte Tag als Werktag.

K 4. Die Ortspolizeibehörden können abweichend von

den Bestimmungen der 88 1 bis 3 Arbeiten gestatten, die

in Notfällen oder im öffentlichen Interesse vorgenommen

werden müssen.
8 S. Mit Geldstrafe bis zu 200« Mk., im Unver¬

mögensfalle mit Gefängnis wird bestraft, wer den vor¬

stehenden Bestimmungen odcr den auf Grund derselben

erlassenen Anordnungen der zuständigen Behörden zuwider
Arbeiten vornimmt oder vornehmen läßt.

War der Täter zur Zeit der Begehung der Straftat
bereits zweimal wegen Zuwiderhandlung nach Absatz 1

bestraft, so tritt, falls die Straftat vorsätzlich begangen
wurde, Geldstrafe von 10« bis 309« Mk. oder Gefängnis¬

strafe bis zu sechs Monaten cin. Die Anwendung dieser
Borschrift bleibt ausgeschlossen, wenn seit der Rechtskraft
der letzten Verurteilung bis zur Begehung der neuen

Straftat drei Jahre verflossen sind.

8 6. Der 8 154 Absatz 1 Ziffer S der Gewerbeord¬

nung und die durch Bechanntmachung des Reichskanzlers
vom 4. März 1896 (Reichs-Gcsetzblatt Seite SS) verkün¬

deten Vorschriften über den Betrieb der Bäckereien und

der Konditoreien werden aufgehoben.
Die 88 1k>öb bis 10S, der Gewerbeordnung finden auf

die,in diefem Gesetze bxze.ichnÄeA,MlM«! keine.^Atiwest-,
dung. 'Z

'

-

' ' '
'

Ueber diesen Entwurf hat das Reichsamt des

Innern am 13. September Sachverständige aus den

Kreisen der beteiligten Unternehnier und Gehilfen
vernommen. Auch der Zentralverband deutscher
Konsumvereine und der freigewerkschaftliche Zentral¬
verband der Bäcker und Konditoren waren dort ver¬

treten.

Jn der „Konsuingcnossenschaftlichen Rundschau"
wird darüber n. n. berichtet:

„Der Vertreter des Zentralverbandes deutscher Kou¬

sumvereiue forderte, daß die Frage der Nachtarbeit ver¬

schieden behandelt wird, je nach der Wetricbsform, Er

kennzeichnete die geforderte gleichmäßige Behandlung aller

Betriebe als ein« Ungerechtigkeit gegenüber den Groß¬
betrieben, die sich sowohl in sozialer Hinsicht als auch in

bezng auf die Ernährung des Volkes mit billigem, ge¬

sundheitlich einwandfrei hergestelltem Brot ein großes Ver¬

dienst erworben haben. Mit dem Verbote der Nachtarbeit

für Betriebe, die nur cine Schicht arbeiten, erklärte sich
der Vertreter des Zentralverbandes cinverstanden. Für
die Betriebe mit zwei Schichten verlangte er Festsetzung
einer Ruhezeit, die es ermöglicht, die im bestehenden Bäcker¬

tarif vorgesehene Neunstundenschicht durchzuführen. Außer¬
dem verlangte er, daß die Betriebe, dic kontinuierlich i»

drei Schichten zu jc acht Stunden arbeiten, von der Wir¬

kung des Gesetzes ausgenommen bleiben, weil die Schäd¬
lichkeit der Nachtarbeit für dic in diesen Betrieben ar-

bcitcuocn Bäcker nicht in größerem Maße vorhanden ist
als für Millionen Arbeiter iu andern Berufen, die gleich¬
falls abwechselnd Tng- «nd Nachtschichten zii leisten haben.

Jm übrigen verlangte der Vertreter des Zentralverbandes
uoch Einräumung dcr Möglichkeit, sie Vorarbeiten zum

Backprozeß iii der Ruhezeit vorzunehmen, erklärte sich nl^er

für einen Arbeitsbeginn vor 6 Uhr früh anstatt um S Uhr,
ivic das von den Kleinmeistern vorgeschlagen wurde.

Von allen Anwesenden ivar der Vertreter des Zentral¬
verbandes der einzige, der darauf hinwies, daß die Ab¬

schaffung dcr Nachtarbeit in der vorgesehenen Form not¬

wendigerweise zu ciner Verteuerung dcs Brotes fübrcn
müßte. Er sprach dcn Wunsch aus, daß die Angelegenheit
möglichst bald entschieden Ivcrdc, weil die Großbäcke¬
reien selbstverständlich gar nicht daran dächten, etwa ciucu

Tcil ihres Umsatzes, den sie vor dcm Kricge crziclten.
dcn Kleinbackern zu überlassen. Dic konsumgenosscnschaft-
lichen Bäckereien würden vielmehr ibre Betriebe erweitern,

damit sie auch bei Aufhebung der Nachtarbeit einen noch

größcrcn Umsatz befriedigen könnten als in den Zeitcn
vor dem Kriege, nnd je eher sie Gewißheit übcr das Ver¬

bot der Nachtarbeit erhalten könnten, desto früher sci es

ihnen möglich, ihre Betriebe auf dcn neuen Zustand der

Dinge einzurichten. Der Auffassung, daß es gelingen
iverde, durch solche Maßnahmen die technische llebcrlegeu-
heit dcs Großbetriebes im Bäckereigewerbc lahmzulegen,
widersprach der Vertreter dcs Zentralverbaudcs deutscher
Konsumvereine. Er kündigte nn, dnß die Gcuosscnschaftö-
däckcrcicn voii ihrer Uebcrlegeicheit dem Klcinineistcrtum

gegenüber nun erst recht vollen Gcbrauch machen würde».

Zustimmung für seine Anschauung fand dcr Vertreter

dcr organisierten Konsumenten leoiglich bei dcn Brot-

fabrikantcn, die ja tatsächlich die Tinge ebenso beurteilen

müssen wie die genosicnschaftlichcn Großbetriebe, Ter

Versuch des Kleinmeistertums im Bäckergewcrbe, unter

dem Mantel sozialer Fürsorge dic Großbetriebe zu er¬

drosseln, bedroht ja alle Großbetriebe, seien sie »un nuf

privatkapitalistischer oder auf genosscnfchaiiiicher Basis auf¬
gebaut. Deu Vertreter der Großbetriebe standen in ge¬

schlossener Phalanx, die Vertreter sämtlicher anderen er¬

schienene» Organisationen gegenüber, Freigewerkschaft¬
liche, christliche, Hirsch-Duuckcrscl'e und „gelbe" Arbcitcr-

organisationen überboten die rückständigsten Vertreter drs

zur Genüge bekannten bäckcrmeistcrlichcu Jnuuugsstnnd-
punktes bci der Bekämpfung der von dcii Vcrtrctcrn dcS

Großbetriebes erhobenen Forderungen. So Voten die Ver¬

handlungen cin in mauchcr Hinsicht rccht betrübendes Bild

und legten Zeugnis ab von cincr kaum glaublichen Kurz¬
sichtigkeit der Gehilfcnvcrtreter. Wcnn es den Bäcker¬

meistern nicht gelingt, dem Großbetrieb in dcr Bäckerei,

der crst erfolgreiches Arbeiten dcr Bäckergelvcrkschaften
möglich gemacht hat, das Grab z» graben, so ist das ivnbr-

lich kein Verdienst derjenigen Organisationen im Bäcker¬

gewerbe, die so gern ihre sozinlpolilischc Fortschrittlichkeit
betonen. Wcnn ocr endgültige Gcscbcutwurf dcm Rcichs¬

tagc zugcht, wird dcr Zentralverband deutscher Konsum-
vercine natürlich nicht verfehlen, den gesetzgebcudcu
Körperschaften und den Parteien in schriftlichen Eingaben
seine Bedenken zu dem Entwürfe vorzutragen,"

Der Vorstand des Verbandes der Bäcker und

Konditoren schreibt dnzn in Nr. 39 seiner Verbands-

zeitung:
„Der Herr spricht in einer Wcisc davon, daß ohne

eine festgesetzte Zeit vor dcm eigcutlichcu Arbeiisbcinun

zum Ofcnheizeu, Snuerfrischen und Hefeteigmnchcu dcr

Großbetrieb außerordentlich geschädigt ivürdc, nls ivcnn

ihm auch heute noch nicht cinlcnchtctc, daß dazu dic BcwciS-

führung vollständig fehlt und gcradc das Gegenteil von

dem Behaupteten vewiescu iverdcu knnn, nämlich:

Scit IS, Januar dieses Jahres besteht dns Vcrbot dcc

Nachtarbeit, und ist allen Bäckereien nur dic zwötfstüudigc
Bctricbszcit gestattet. Tiese Vorarbeiten müsse» also jcbt
des Abends bei Arbeitsschluß kurz vor 6 oder 7 llbr ver¬

richtet werde», und der Sauerteig und Hefeteig blcibcn

dann volle 12 Stuudeu liegen, bis er nm anderen Morgen
bei Arbeitsbeginn gebraucht ivird, Wcuu sich damit schon
die Betriebsleiter der Bäckereien zu helfen wiißicn uud

trotz größter «chivicrigteitc» und trotz sä«vn»!c.ndcr Zu¬

sammensetzung der Mehlsorteu iu öer ^agc waren, dabei

verhältnismäßig gntc Backwnre. zu liefern, wieviel leichter

nrutz dns ihnen iverde», wenn diese Vorarbeiten iu Zu¬
kunft nur acht Stunden vor dem eigeutlichcu Arbcits-

beginn» verrichtet iverden müsscn.
Ausnahmslos steht jeder Praktiker, jeder Bäcker und

noch mehr jeder Backiueistcr dcr Großbäckereien auf dem

-Standpunkt rnch hnt es schon wiederholt ausprobiert, >dcch
es gtrnz'gnt ohne eiuc bcsoudcrs fesigcsctztc Zeit -zu ^ den

Vorarbeiten vor dein eigentlichen Arbeitsbeginn gehl, abcr

das Sachverständnis "und die außerordentlichen „Fachiennt-

nisse" des Berichterstatters iind vielleicht auch des Hcrrn
Dr. Müller lassen es nichl zu, bier den wirklichen Fach¬
leuten recht zu gcbcn. Mau hat sich eingeredet, daß man

diese Zcit zu Vorarbeiten unbedingt babcn müßte, ohne
dic. wirkliche» Fachlcnte zil frage», und man klammert

sich min au diese Fachwissenschaft, die man sich sclbst er¬

funden hat.
Wcnn sollte doch in den Kreisen jener Herren nun auch

eiumal einsehen lernen, daß, wenn man schon anerkennt,

daß die Beseitigung der Nachtarbeit für mindestens 126 099

Bäckereiarbeiter cin Vorteil von großcr sozinlcr Bcdcntnng

ist, diesc Reform aber nicht durchgeführt werdcn taun,

wenn zu gleicver Zcit wicdcr den größlen Bctricbcn, die

in drci Sckicklen mit jc ncht «runde» bis zum Verbote

der Nachtarbeit arbeiten ließe,,, die Nachtarbeit gestattet
ivürde. Eine solchc Ausnainue würbe dem Gcsctz bou vorn¬

herein die allergrößten Schwierigkeiten machcu uud dic

Kleinmeister, welche hellte, mit Äusnabuic der südwcii-

deutschen Ecke, glücklicherweise ziemlich geschlossen mit den

Arbeitern des Berufes für dauernde Beseitigung der Nacht,

arbeit eintreten, zu erbitterten Feinden eiuer solchen

halben Reform machen.

Ganz richtig hob nuck während der Verhandlungen

uuscr Vcrtrctcr Hetzschuld Kcrvor, daß Tr. Müllcr mit den

von ihm vertretcuc» Ansichten die Mcinzabi dcr Geschäfts¬

führer der Kousumvcrciuc mit eigener Bäckcrci nicl't niutcr

sich hnt: dcnn dicsc babcn in ibrcr große» Mcbrznbl

wiederholt ihre Ansicht dabin geäußerr, daß sie dic Be¬

seitigung der Nachtarbeit i» ihrc» Bäckereien nur be¬

grüßen können, wcnn die Bcscitiguug der Nachtarbeit all¬

gemein gcschicht. Deshalb könnten ivir auf sie licbcnS-

würdige Anrempeliing des Herrn Berichterstatters, „frci-

gcwcrkschaftlichc, christliche, Hirsch-Tunckcrschc u»d "gelbe"
Arbciterorgaüisationcu überböte» die rückständigsten Ver¬

treter des zur Gcnügc bcknuutcu bäckermcistcciichen Ju-

mlngsstandpunktcs bei der Bekämpfung der vou deu Vcr¬

trctcr» dcr Großbctricbc crhobeuen Forderungen", nnr

antworten: Dicsc Verdächtigung, die, ivie ivir überzeugt

sind, auch in der allgemciuc» Arbeiterschaft» Eutcüstuug

hervorrufe» wird, quittiere» ivir dankend: sie isl diktiert

voll mangelndem Verständnis der gauzcn Bcrusslcigc un?>

vou cincm noch größeren'Mangel nn speziellen Fachlennt-

uijscn, mit denen n» dic Sncl« herangegangen wurdc.

Wenn »in» da»» nber zum Tchluß nukünoigt, daß der

Zentralverband deutscher iwusnmvcrcinc nicht verfehlen
ivird, gegen den cndgültigen Gescbcntwurf seine Bcdcukcn

dcn gesetzgebenden Körperschafte» zu unterbreite», so sci
uns die Frage „estattet:, Ist cs crivüiisckt, daß ivir dem¬

gegenüber, ivcnu dic Bcdcnkcn so lcichtferiig zusammen¬

getragen sind, wic cs in dem Bericht dcr „Kousnuigeuojscn-

schaftlichcri Rundschau" gcscbchcu ifi, vo» sämtlichen i»

Gcuosseiischnftcn arbeitenden Bnckincisier» nud Bäckcrn

den Bcwcis dafür erbringe» lasse», daß diesc Bcocukcu

eben von Fachkcinitiiis scbr wcuig getrübt sind und daß

im. Gegcutcil dic Praxis sich schon lauge austcrordenilich

'gut damit abgcfuudcn lint, dnß dic Nachtarbeit nicht
wiederkehrt?"
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Zur Lage der Angeftellten

Teuerungszulagen. Am 24, Scptcmbcr fand in den

Henriiger - Sälen ^ Frankfurt ci. M. einc stark besuchte

Versammlung von in den Knus- und Warenhäusern be¬

schäftigten Angcstclltcn und Arbeitern statt, in der Bericht

über dic von dcn Vcrtrctcrn dcr Zentralverbände der

Handlungsgehilfen und Trausportarbeiter mit dc» Jirmen-

iuhabern gepflogenen Verhandlungen erstattet wurdc. Jn

einem Schreiben an die Firmeuiuhaber dcr Kauf- und

Warcuhäuser wnrcu dicse gebeten worden, ihren Ange¬

stellten Teucruugszulageu zu gewähren. Eine grosze An¬

zahl Firmen hat in ihren Autwortschreiben erklärt, daß sie

bcrcit seien, in mündliche Vcrhnndlungcn einzutreten, ein

anderer Tcil Ichutc cs abcr wcgeu des schlechten Geschäfts¬

ganges ab, cinc Tcueruugszulagc zu gewähren. Jn

mündlichcn Verhandlungen zeigte sich dann, daß die große»

Geschäfte am wenigsten geneigt waren, ihrem Personal Zu¬

lagen zu gewähren. Einzelne Firmen/hatten schon vor

unscrcm Eingrcifcn Zulagen gcwährt. Vcrschiedene Fir¬

men beriefen sich auf den Verband deutscher Detailgeschäfte
in der Tcrtilbranchc. Anch an diescn sind die beiden Ver¬

bände heraugetrete», wobci sich hcrausstclltc, daß die For¬

dcrung ciucr Teuerungszulage wcgcu dcs schlechten Ge¬

schäftsganges abgelehnt wurdc. In dcr Diskussion er¬

läuterte der Vorsitzende des Angestelltenausschusses im

Kaufhaus „Hansa" die Verhandlungen mit Herrn Direktor

Maudcllu. Iu Anbetracht der schlechten Geschäftslage (die
beiden Geschäfte der Gesellschaft, Kaufhaus „Hansa" und

Kaufhaus „Zum Strauß" in Nürnberg, hatten im Jahre
1914 cin Defizit von 107 657 Mk.) sei dic Firma nicht in

dcr Lagc, dem gesamten Personal cine Teuerungszulage

zu gcwährcu; sie ist abcr bcrcit, durch den Augcstcllteu-
und Arbciterausschusz dic Frage von Fall zuSall zu prüfen
uud Wünsche zu berücksichtigen.

Werbung im Durchschnitt etwa 8 Mk. kostet. Der

eigentliche Zweck der ncncn Gründung, die

Bestrebungen « u f E r r i ch t u ng öffentlicher
Stellennachweise für kaufmännische An¬

gestellte aufzuhalten, wird dagegen nicht

erreicht lverden, wic die'Erfahrung bcrcits

gelchrt hat."
An anderer Stelle derselben Nummer sagt dic Zeit¬

schrift:
„Dic Bchauptung, daß dic sogenannte Gemeinnützige

kaufmännische Stellenvermittlung „den kaufmännischen
Arbeitsmarkt von ganz Deutschland zusammenfasse", ent¬

spricht keineswegs den Tatsachen. Die ihr angeschlossenen
Vereine lnsscn lediglich zu ihrer bereits bestehenden Stellen¬

vermittlung kostenfrei NichtMitglieder, zil und tauschen dnrch
eine Stcllenliste die ihncn angemeldeten offenen Stellen

untercinandcr a«s. Dies alles hat mit der Zen¬
tralisierung des kaufmännischen Arbeits-

marktes nicht das geringste zu tun."

Sozialpolitische Angelegenheiten

Aus der Angeftelltett-Seulegnug

Die Sozialversicherung in der Zukunft. Die

„Kölnische Zcituug" hat kürzlich geschrieben:
„Dic staatliche Vcrsichcruugsgesetzgcbung ivird hingegen

auf längere Zeit hinaus keine weiteren Fortschritte machen
können. Dic Augcstclltcnvcrstcherung ivird ihr Höhepunkt
bleiben. Tie nächste sorge ivird die Wicdcrcroberung der

fremden Märkte sein, die nicht mit neuen sozialpolitischen

Belastungen geleistet werden kann. Auch das kann nach dem

Kriege nicht mehr Partcifruge. scin, sondern darf nur vom

Zwcckmäßigkeitsstandpunkte behandelt werden."

Dazu hatte der „Vorwärts" (Berlin) unter der Ucber-

schrift ^Jnnerpolitische Zukunftsmusik" kurz bemerkt:

„Das wird den Arbeitern und Angestellten nicht gerade
angenehm zu hören sciu."

Darauf erwidert die „Deutsche Arbeitgeber-Zeitung"
am 3. Oktober ISIS:

„Tie Tendenz dicser Bemerkung gebührend zu kenn¬

zeichnen, verbietet der Burgfrieden, Wohl aber muß darauf
hingewiesen werden, ivie ungemcin niedrig das sozialistische
Parteiblatt mit dieser Bemerkung die Einsicht der deutschen
Arbeiter und Angestellten einschätzt. Wir unsererseits haben
zu dieser Einsicht das volle Vertrauen, daß unsere Arbeiter

und Angestellten erkennen werden, dnß in ihrem eigensten
Interesse alle Kräfte auf die Lösung der großen Aufgabe
zusammengefaßt werden müssen, das deutsche Wirtschafts¬
leben wieder völlig in alter Stärke neu aufzubauen und

uns dcn Platz auf dem Weltmarkte wieder zu erringen,
der die Voraussetzung für die Blüte von Handel und Indu¬
strie bildet. Teim die befriedigende Lösung dieser großen
wirtschaftlichen Aufgabe ist unbedingt notwendig, wenn un¬

seren Arbeitern Arbeitsgelegenheit und Arbeitsverdienst in

demselben Maße zu Gebote stehen soll wir vor dem Kriege.
Tasselbe gilt von den Angestellten. Es leuchtet ein, daß
cs nach Friedensschluß zunächst gilt, mit allen Kräften die

Existenzbedingungen für Arbeiterschaft und Angestellte
sicherzustellen, und daß an eine Fortführung der Reichs¬
sozialpolitik so lange schwerlich zu denken scin wird, als sie
die Erledigung dieser vornehmsten wirtschaftlichen Ausgabe
verhindert odcr crhcblich erschwert. Gerade im Interesse
dcr Angestellten und Arbeiter liegt cs daher, wenn in dcm

Sinne verfahren wird, wie die „Kölnische Zeitung" oben

angedeutet hat."
Ueber die „Gemeinnützige kaufmännische

Stellenvermittlung für Teutschland" schreibt der

„Handelsstand", die Zeitschrist des Vereins für Haudlungs-
kommis von 1858, unterm 1. September:

„Von verschiedenen Seiten crsahrcn wir, daß die Mit¬

teilung verbreitet ivird, die fogencmnte gemeinnützige kauf¬
männische Stellenvermittlung für Dcutschland sei gegründet
wordcn, um die Kriegsteilnehmer nach ihrer Rückkehr mög¬
lichst schnell wieder in Stellung zu bringe». Hätte cs sich
uur hierum gehandelt, so iväre eine Beteiligung unseres
Vereins sehr wohl möglich gewesen, da er bekanntlich be¬

reits allen Kriegsbeschädigten unseres Standes und solchen
nicht verwundeteil Kriegsteilnehmern, die nicht in der

Lage sind, dcn Vereinsbcitrag zu.entrichten, seine Stellen-

vermittluug kostenfrei zur Verfügung stellt. Der neue

Zweckverband ist aber nicht der Kriegsteilnehmer wegen ins

Leben gerufen worden, sondern deshalb, nm die

Bestrebungen aus Errichtung städtischer
Stellennachweise für Handlungsgehilfen
möglichst zunichte zu machen. Daher sollen auch

nicht vorübergehend, sondern dauernd Nichtniitglieder
kostenfrei zur Stellenvermittlung zugelassen werden. Nur

ivenn eine öffentliche Stellenvermittlung eine Gebühr er¬

heben solltc, was aber selten geschieht, so will man vom

vierten Monate nach Friedensschluß ab ebenfalls eine Ge¬

bühr verlangen, die jcdoch nicht mehr als 1 bis 2 Mk. be¬

tragen soll. Diesc geringe Gebühr deckt die Kosten natürlich
längst nicht, da zum Beispiel bci unserem Verein jede Bc-

Die Verbündeten Kaufmännischen Vereine für
weibliche Angestellte (Sitz Kassel) hielten am 15. August
in Gotha eine Hauptversammlung ab. Nach einem Vor¬

trage über: „Die Gefahren, die der Frauenarbeit im

HandelSgewerbe durch llnterbietung drohen" wurde be¬

schlossen: -

„Die Verbündeten Kanfmännischcn Vereine sür weib¬

liche Angestellte (Sitz Kassel) richten an alle Berufs-

beratuugsstellen die dringende Bitte, dcn Zustrom un¬

geeigneter weiblicher Kräfte in den kausmäiimschen Bcruf

zu verhindern. Als Vorbedingungen für den Eintritt in

den kaufmännischen Beruf sind in der Regel zu fordern:
1. Ausreichcudc Schulbildung, nachgewiesen durch gutes

Abschlußzeugnis einer schule oder durch Prüfung;
2. praktische Lehrzeit aus Grundlage eines Lchr-

vertrages und gleichzeitiger Besuch der PftichtfortbildungS-
schule oder Bcsuch ciner anerkannten Haudelsschulc mit

längerer KursuSdaucr nnd angeschlosscner je nach dcr

Daucr des Lehrganges verkürzter Lehrzeit.
Glcichzcitig crsuchcn sie die Bcrufsbcratungsstellen,

gemeinsam mit dcn Berufsvcreinen gegen dcn Besuch kurz¬
fristiger Kurse zu arbeiten und gecignctc Schritte bei den

Bchördcn zu tnn, um die Schließung kauftnännischer Lehr¬

anstalten zu erwirken, deren geschäftliche Handhabung zu

nachweisbaren Mißständen führten."
Wir verweisen demgegenüber auf den Aufsatz „Be¬

rufswahl der Schulentlassenen" in dcr „Handlungsgehilfen-

Zeitung" vom 1. «September. — Dic Hauptversammlung
beschäftigte sich sodann mit der Stellenvermittlung und kam

zu folgendem Beschluß:
„Die Verbündeten Kaufmännischen Vereine für weib¬

liche Angestellte (Sitz Kassel) haben sich entschlossen, ihre

seit dem Jahre 1900 bestehende Stellenvermittlung während
der Kriegszeit auch Nichtmitgliedern zu öffnen, sosern
diese eine ausreichende Fachbildung nachweisen. Durch

diese Erweiterung hoffen die Verbündeten Vereine, deren

Stellenvermittlung in den letzten neun Jahren 40 lM

Stellen besetzt hat, sich also des größten Vertrauens dcr

Geschäftswelt erfreut, den stellungslosen Handlungs-

gehilfinncn geeignete Stellungen zu verschaffen und da¬

durch der Unterbietung vorzubeugen. Meldungen offener
Stellen sowie <pon Bewerberinnen sind an die Geschäfts¬

stellen der angeschlossenen Vereine und, wo sich kein Zweig¬
verein am Orte selbst befindet, an die Zentralstelle nach
Kassel, Untere Carlsstraßc 3, zu richten."

Ans dem Zentralverband

Braunschweig. Mitgliederversammlung vom 14. Sep¬
tember im „Fürstenhof". Vor Eintritt in die Tages¬

ordnung gab Kollege Borchers zunächst bekannt, daß die

Kollegen Adolf Deppe und Paul Ebeling als wcitere Opfer
des Weltkrieges gefallen sind. Die Versammlung ehrte das

Andenken der Gefallenen in der üblichen Weise. Hierauf
erhielt Kollege Ohlendorf das Wort zu seinem Vortrage:
«Die Lebensmittcltcuerung und die kaufmännischen An¬

gestellten". Jn etwa einstündiger Rede schilderte der Vor¬

tragende an Hand zahlreicher Beispiele, in welcher Wcisc
gerade die notwendigsten Lebensmittel im Preisc gestiegen,
sind. Reicher Beifall lohnte dem Redner für scine Aus¬

führungen. An der daran anschließenden Aussprache bc-

teiligten sich die Kollegen Schütt und Gue. Untcr Vcrbands-

angclcgenhciten wurde an Stcllc des ebenfalls zum Heeres¬
dienst einberufenen Schriftführers, Kollegen Salgc, dcr

Kollege Diestel und an dessen Stelle als Besitzender dcr

Kollcgc Strauß scn. gcwählt, Ter Bcsuch dcr. Versamm¬
lung lich vicl zu wünschen übrig, ivas vou vcrschicdeucn
Seiten bcmüugclt ivurdc. Wir bitten daher uuscre Mit¬

glieder, besonders aber die weiblichen, die Veranstaltungen
des Bezirks in Zukunft zahlreicher zu bcsuchcn.

Rundschau

Gewerkschaften und Sozialistengesetz. Fünfund¬
zwanzig Jnhre find am 1. Oktobcr verflösse» seit dcm Fall
dcs Ausnahmegsetzes, das zwölf Jahre lang der gesamten
deutscheil Arbeiterbewegung schwere Fesseln anlegte. Der

Zweck des Gesetzes war nach dem § 1, alle Vcrcine, die

durch sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische
Bestrebungen den Umsturz der bestehenden Staats- oder

Gesellschaftsordnung bezwecken, zu verbieten. Sofort nach
dem Inkrafttreten des Gesetzes wurden sämtliche politischen
Vereine der Arbeiterschaft vou der Bildfläche hinweggefegt.
Aber dies Schicksal widerfuhr nicht nur den politischen Or¬

ganisationen, anch die Gewerkschaften fielen der Gewalt¬

politik zum Opfer, Mit deu Erklärungen, die der Bater

des Gesetzes, Reichskanzler Bismarck, vor dem Reichstag
abgegeben hatte, stimmte das freilich schlecht überein. Er

hatte erklärt, daß er „jede Bewegung fördern werde, dic

positiv auf die Verbesseruug der Lage der Arbeiter gerichtet

sci, also-auch einen Vcrein, der sich den Zweck gesetzt ha»:,
die Lage der Arbeiter zu verbessern, den Arbeitern einen

höheren Anteil nn de» Erträgnisse» der Industrie zu ge¬

währen und die Arbeitszeit nach Möglichkeit zu verkürzen".
AIs jcdoch das Gesetz in Kraft war, gab cs für die mit

seiner Durchführung betrauten Behörden keinen Unterschied
mehr zwischen politischen und gewerkschaftlichen Organi¬
sationen. Schon in den letzten Wochen des Jahrcs 1878 ver¬

fielen neben 82 politischen Vereinen auch 17 gewerkschaftliche
Zcntralverbäudc und 62 lokale Fachvcreine dcm behörd¬
liche» Verbot. Beim kleinsten Verstoß gegen das Aus¬

nahmegesetz drohten schwerc Strafen. Ueber größere Jn-
dustricgedietc (Berlin, Hamburg-Altona, Leipzig, Stettin,

Frankfurt a. M. usw.) wurde der kleine Belagerungszustand
verhängt und auf Grund dcssclben alle halbwegs bekannten

Organisntionsmitglicdcr ausgewiesen, von ihrer Familie
losgerissen.

Trotzdem wuchscu dic Gewerkschaften anfs neue heran.
Auch dic politischc Bcwcguug hatte vercinsrechtlichc For¬
men gesunden, dic vom Ausnahmegesetz schwer zu treffen
waren. Die Ausgewiesenen wurden in ihrem, neuen

Wirkungskreis erfolgreiche Agitatoren der Ideen, die man

mit dcr Ausweisung ausrotten wollte. Do> dcn Wählcn
des Jahres 1881 an wandten stch die Arbcitcr wieder in

wachsender Zahl der Partci zu, die vernichtet werden sollte.
Als so die Sozialdcmokratie 1896 trotz des Ausnahmegesetzes
znr zahlenmäßig stärksten Partci Deutschlands geworden
war, gelang cs Bismarck nicht mehr, im Reichstag- eine

Mchrhcit für die nochmalige Verlängerung dcs fehl-
geschlagencil Gcsctzcs zustandezubringen.

Der Verband der Glasarbeiter blickte am 1 Ok¬

tober 1915 auf eiue 25jährigc Tätigkeit zurück. Jm Jahre
1890 gegründet, hatte die Organisation zunächst unter den

denkbar schwierigsten Verhältnissen zu leiden. Die Unter¬

nehmer wollten untcr keinen Umständen zulassen, daß die
Glasarbeiter ihrcr Berufsorganisation beitreten.

Für dic Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedin¬

gungen hat die Organisation in den 25 Jahren vieles ge¬
leistet. Bis zum Jahre 1900 stand die Sonntagsarbcit
in höchster Blüte. Dagegen mußte cin energischer Kampf
geführt werden, Tie Industriellen erklärten, daß dic Be¬

seitigung dcr Sonntagsarbcit den Ruin der deutsche» Glas¬

industrie herbeiführen würde. Den Petitionen der Ar¬

beiterorganisation an den Reichstag, ein, gesetzliches Verbot
der Sonutagsarbeit herbeizuführen, folgten Gegenpetitioncn
der Jndustriclleu. Wenn trotzdem heute die Sonntags¬
arbeit in der deutschen Glasindustrie beseitigt ist, fo ist dics

also das ureigenste Werk des Verbandes der Glasarbeiter.
Von den Errungenschaften nm die Verkürzung der Arbeits¬

zeit und die Erhöhung dcr Löhne geben die jährlichen stati¬
stischen Zusammeustellungeu des Verbandcs den besten
Beleg.

Aber auch durch scine Unterstützungseinrichtungen hat
der Verband den Mitgliedern manche Hilfe geleistet.

Besonderer Aufmerksamkeit erfreute sich bei den In¬
dustriellen das Organ des Verbandes. Die geringste Be¬

leidigung wurde verfolgt. 2^2 Jahre Gefängnis und über
1900 Mk. Geldstrafen wurden über den Redakteur ixrhängt.

Zentralverband der Handlungsgehilfen (SWerlin)

Bekanntmachungen des Vorstandes.
Die Geschäftsstelle für den

Gau Rheinland und Westfalen
in Düsseldorf ist vorläufig aufgehoben worden,

Alle für diescn Gau bestimmten Sendungen sind
an die Hauptgeschäftsstelle, Berlin C. 2S,
Lands»erger Str.'43/47, zu richten.

Berlin, dcn 1. Oktober 191S.

Der Borstand
I. A.: Otto Urban«

Kncgg'NntcrftiitzmlgöKllsse
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen.

18. Ausweis.

Eingegangen bei der Hauptkassc:
Bishcr ausgewiesen: 27660,30 Mk.

Ortsgruppc Hof a, Saale gg.-.
„ Brauuschwcig. ö, Rate 2Sv—

"

„ Hamburg . 2D.S0
Rostock so,- ^

„ Brcslau, 5, Nntc IM,— „

Hamburg z^.gg

I, H„ Görlitz z« —

ÄiigesteUtc dcr Hauplgcschiiftsstclle , , , «.-^
"

2806t.«« Mk.

Anzeigen der Ortsgruppen.
Die Mitglicdcr wcrdcn um zahlreiche Beteiligung an dcn

Veranstaltungen gebeleiii

Leipzig Dienstag, den 1», Oktobcr, abcnds tz!) Uhr, im ,VoNS-
> ha„s", Miiglicdcrbcrsammlung, Tagesordnung: 1. Kassen¬
bericht sür das ^, Quartal, ii. Geschäftsbericht, Z. Licht-
biidcrborirng: „Der Balkan, seine Lander und seine Völker",
von N. Laube, Leipzig, 4, Bcrschicdcnes.

Krknrt Die „üchsic ÄMgliederbersammlung findet Dienstag, dcn
«irsurl. i:>. Oktobcr, iin „Regenbogen" slalt.

«lonsumgenottenschaftliche KuncMau.
Organ ckes Sentralverbanckes unck cker tZroöein»auK»

eekelttchaft «teutscher «onkumvereine. Hamburg.
Die „Konsumgenoffeiischastllche Rundschau" erscheint wöchentlich

28 bis 4« Seiten stark und ist das führende Fachblatt der deutsche»
5konsi>mgcnossrin'chaftsbctt>egu>cg,

Jm Jnscralcntcil cnthält dcr Arbeitsmarkt beständig, zahlreiche
Stellenangebote und Gesuche. Der Preis der Inserate beträgt Sl> Pf.
fiir dic vicrgesiialtene Petilzeilc, Abonncmentsprcis durch die Pakt
bezogen 1,S5 A!k. vierteljährlich. Zum Abonnement ladet ergebenst ein

veriagsgelellkchatt ckeutkcher «onkumvereine m. b. h.
ßamving 5. Keim 5trohhauke ZS.
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